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Verordnung zur Weiterentwickiung des bundesweiten Ausgieichsmechanismus 
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und zur Änderung anderer Verordnungen 


A. Problem und Ziel 

Strom aus emeuerbaren Energien, der nicht von seinen Anlagenbetreibem direkt 
vermarktet wird, wird von den Übertragungsnetzbetreibem an der Strombörse 
zentral und transparent vermarktet. Zugleich werden die gesamten Förderkosten 
für Strom aus emeuerbaren Energien bundesweit über die EEG-Umlage gewälzt. 
Die Übertragungsnetzbetreiber sind für die Ermittlung und Veröffentlichung so- 
wie Eintreibung der EEG-Umlage zuständig. 

Dieses System, das seit dem Jahr 2010 wirksam ist, hat sich bewährt. Die Aus- 
gleichsmechanismusverordnung als maßgebliche Rechtsgrundlage dieses Sys- 
tems wird daher fortgeführt. Die Verordnung bedarf jedoch in Details einer An- 
passung und Aktualisierang und wird daher durch die vorliegende Artikelverord- 
nung neugefasst. Diese Novellierung dient im Wesentlichen den folgenden Zie- 
len: 

• Die Transparenzvorschriften für die EEG-Umlage werden weiter verbessert. 
Die Übertragungsnetzbetreiber werden verpflichtet, weitere Angaben bei der 
Festsetzung der EEG-Umlage zum 15. Oktober eines Jahres zu veröffentli- 
chen. Dies dient der Steigerung der Transparenz und infolgedessen auch der 
Akzeptanz des weiteren Ausbaus der emeuerbaren Energien und der damit 
verbundenen Kosten. 

• Die verschiedenen Transparenzvorschriften werden sowohl inhaltlich als 
auch zeitlich gebündelt. Überschneidungen, die sich bisher aus dem Neben- 
einander von Ausgleichsmechanismusverordnung und der hierzu erlassenen 
Ausfühmngsverordnung ergeben haben, werden beseitigt; dies dient dem Bü- 
rokratieabbau und der Rechtsvereinfachung. Die Veröffentlichungen von 
EEG-Umlage und EEG-Mittelfristprognose werden auf den 15. Oktober eines 
Jahres zusammengeführt. Die EEG-Mittelfristprognose wird dabei gmndsätz- 
lich fortgeführt; es entfällt lediglich die Pflicht zur Prognose einer Bandbreite 
der voraussichtlichen EEG-Umlage für das jeweils übernächste Kalenderjahr. 
Die Erfahmngen der letzten Jahre haben gezeigt, dass die Bandbreite zu weit 
und daher nicht als Entscheidungsbasis für die energiewirtschaftlichen Ak- 
teure geeignet war. 

• Die Erhebung der EEG-Umlage durch die Übertragungsnetzbetreiber hat sich 
ebenfalls bewährt. Mit der Einfühmng der EEG-Umlagepflicht auf die Ei- 
genversorgung durch die EEG-Novelle 2014 bedarf dieses Systems jedoch 
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einer Anpassung: Bei Eigenversorgem ist es oftmals effizienter, wenn die 
EEG-Umlage durch den Netzbetreiber erhoben wird, an dessen Netz die Ei- 
genversorgungsanlage angeschlossen ist; dies ist in der Regel der Verteiler- 
netzbetreiber. Die vorliegende Verordnung setzt die Erhebung durch den je- 
weiligen Anschlussnetzbetreiber um. Das erleichtert die Erhebung der EEG- 
Umlage. Andernfalls müssten die Übertragungsnetzbetreiber viele relevante 
Angaben über die Stromerzeugungsanlagen erst bei deren Betreibern erhe- 
ben, obwohl dem Anschlussnetzbetreiber diese Angaben aufgrand des An- 
schlussverhältnisses und oft auch aufgrund der Förderang nach dem Emeuer- 
bare-Energien-Gesetz (EEG 2014) oder dem Kraft-Wärme-Kopplungs-Ge- 
setz (KWK-Gesetz) bereits vorliegen. Auch für die Anlagenbetreiber bedeu- 
tet dies eine Vereinfachung, weil sie für die Abwicklung des EEG 2014 mit 
dem Anschlussnetzbetreiber einen einheitlichen Ansprechpartner haben. Fer- 
ner wird es den Netzbetreibem ermöglicht, ihre Forderungen auf Zahlung der 
EEG-Umlage mit Zahlungsforderungen der Anlagenbetreiber nach dem EEG 
2014 aufzurechnen. Diese Möglichkeit reduziert die Zahl der erforderlichen 
Zahlungsströme deutlich. 

• Schließlich werden diverse redaktionelle Änderungen und Aktualisierungen 
vorgenommen. Dies beinhaltet auch geringfügige Änderungen der Aus- 
gleichsmechanismus-Ausführangsverordnung und der Anlagenregisterver- 
ordnung zur Verbesserung des Wechselspiels zwischen diesen Verordnungen 
und der Ausgleichsmechanismusverordnung. 

B. Lösung 

Neufassung der Ausgleichsmechanismusverordnung auf Grand von § 91 des Er- 
neuerbare-Energien-Gesetzes. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die Verordnung ändert Rechte und Pflichten von Netzbetreibem im Zusammen- 
hang mit dem bundesweiten Ausgleichsmechanismus bei der Förderung von 
Strom aus emeuerbaren Energien. Hierdurch entstehen für den Bundeshaushalt 
keine finanziellen Belastungen. 

Die Haushalte der Länder und Kommunen werden ebenfalls nicht belastet. 

E. Erfüllungsaufwand 

Aus der vorliegenden Verordnung ergibt sich nach einer Ex-ante-Abschätzung 
folgender Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft so- 
wie die Verwaltung: 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch diese Verordnung entstehen keine neuen Kosten für Bürgerinnen und Bür- 
ger. Insbesondere enthält die Verordnung keine neuen Informationspflichten für 
Bürgerinnen und Bürger. Soweit Bürgerinnen und Bürger Stromerzeugungsanla- 
gen für ihren eigenen Stromverbrauch betreiben, ist der Erfüllungsaufwand E.2 
zu entnehmen. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Bei den Verteilemetzbetreibem entsteht ein einmaliger Mehraufwand für die Ein- 
richtung der Prozesse zur Erhebung der EEG-Umlage auf Eigenversorger. Das 
umfasst z. B. Anpassungen der Abrechnungssoftware. Dieser Mehraufwand lässt 
sich nicht beziffern, da er von Netzbetreiber zu Netzbetreiber stark differieren 
kann, insbesondere in Abhängigkeit der Größe des Netzgebietes, der Anzahl, Art 
und Betriebsweise der angeschlossenen Anlagen, aber auch der bereits vorhande- 
nen Abrechnungssoftware. 

Darüber hinaus entstehen den Verteilemetzbetreibem jährliche Kosten für die Er- 
hebung und Weiterleitung der EEG-Umlage auf Eigenversorger. Die Kosten für 
die Erhebung dieser EEG-Umlage fallen ohnehin auf Gmndlage des geltenden 
EEG 2014 an, nach diesem jedoch ausschließlich bei den Übertragungsnetzbetrei- 
bem. 

Durch diese Verordnung werden diese Kosten lediglich von den Übertragungs- 
netzbetreibem auf die Verteilemetzbetreiber verlagert. Hierdurch entsteht in der 
Gesamtbetrachtung kein Mehraufwand. Es ist vielmehr mit einer Reduzierang der 
Gesamtkosten zu rechnen, da die Erhebung der EEG-Umlage durch die Verteiler- 
netzbetreiber aufgrand ihrer Nähe zu den Anlagenbetreibem im Ergebnis kosten- 
effizienter erfolgen kann. Insbesondere liegen den Verteilemetzbetreibem we- 
sentliche Daten über die Stromerzeugungsanlagen und Anlagenbetreiber bereits 
aufgrand des Anschlussverhältnisses und der Förderbeziehungen nach dem EEG 
2104 und dem KWK-Gesetz vor, so dass diese Daten nicht mehr von den Über- 
tragungsnetzbetreibem erhoben werden müssen. 

Es können zusätzliche Kosten für die Weiferleitung der EEG-Umlage von den 
Verteilemefzbetreibem an die Übertragungsnefzbetreiber anfallen. Diese Kosten 
führen jedoch nur dann zu einem höheren Erfüllungsaufwand, wenn die Vertei- 
lemefzbetreiber die eingezogene EEG-Umlage tatsächlich in einem eigenen Zah- 
lungsfluss an die Übertragungsnefzbetreiber überweisen. Umgekehrt haben die 
Verteilemetzbetreiber allerdings gegen die Übertragungsnetzbetreiber einen An- 
spruch auf Erstattung der EEG-Förderang, die die Verteilemetzbetreiber an die 
Anlagenbetreiber gezahlt haben, ln der Praxis werden die Verteiler- und Übertra- 
gungsnetzbetreiber ihre gegenseitigen Ansprüche verrechnen, so dass es im Er- 
gebnis bei der bisherigen Anzahl von Zahlungsflüssen des EEG 2014 verbleiben 
kann. 

Für die Betreiber von Stromerzeugungsanlagen entsteht kein Mehraufwand. Die 
Pflicht zur Zahlung monatlicher Abschläge ist bereits durch das geltende EEG 
2014 vorgesehen. Durch diese Verordnung ändert sich lediglich der Zahlungs- 
empfänger. Die Zahlung ist nun an den Verteilemetzbetreiber anstatt an den Über- 
tragungsnetzbetreiber zu leisten. 

Gesamtwirtschaftliche Mehrkosten können sich durch den fünfprozentigen Ein- 
behalt der Verteilemetzbetreiber ergeben. Der Umfang dieses Einbehalts wird für 
das Jahr 2015 in der Summe für alle Verteilemefzbetreiber auf 288.060,76 Euro 
geschätzt, ln der Prognose des Letztverbraucherabsatzes, die Teil der Prognose 
der Übertragungsnetzbetreiber für die EEG-Umlage 2015 isf, wird prognostiziert, 
dass es im Jahr 2015 345.832 Megawattstunden an selbst erzeugtem und eigen- 
verbrauchtem Strom geben wird, der nach § 61 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014 mit 
30 % der EEG-Umlage belastet ist. Bei einer EEG-Umlage von 6,17 Cent pro 
Kilowattstunde fallen damit für 2015 voraussichtlich insgesamt 6.401.350,32 
Euro an EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 an. Unter der Annahme, dass 90 % 
dieser Strommengen auf Stromerzeugungsanlagen entfallen, die am Verteilernetz 
angeschlossen sind, nehmen die Verteilemetzbetreiber hier 5.761.215,29 Euro an 
EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 ein. Der fünfprozentige Einbehalt von dieser 
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Summe beträgt insgesamt für alle Verteilemetzbetreiber 288.060,76 Euro. Das 
sind bei 883 Verteilemetzbetreibem pro Verteilemetzbetreiber im Schnitt 326,23 
Euro. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Durch die Verordnung werden zwei bestehende Informationspflichten der Über- 
tragungsnetzbetreiber geändert. Bereits nach der bestehenden Ausgleichsmecha- 
nismusverordnung und der Ausgleichsmechanismus-Ausführangsverordnung 
müssen die Übertragungsnetzbetreiber jährlich zum 15. Oktober und 15. Novem- 
ber verschiedene Informationen, insbesondere zur Entwicklung der EEG-Umlage 
berechnen und veröffentlichen. 

Diese beiden Informationspflichten werden inhaltlich geändert: Die Pflicht zur 
Festsetzung der EEG-Umlage wird um weitere Details erweitert. Diese Erweite- 
rang führt zu einem Mehraufwand bei den Übertragungsnetzbetreibem. Dieser 
Mehraufwand ist sehr gering, weil die zu veröffentlichenden Daten bereits für die 
Veröffentlichungen nach geltendem Recht ohnehin erhoben werden müssen und 
sich unmittelbar aus den zugrande liegenden wissenschaftlichen Gutachten ablei- 
ten lassen. Die Pflicht zur Veröffentlichung der EEG- Vorausschau wird um die 
Veröffentlichung der erwarteten Bandbreite der EEG-Umlage für das jeweils 
übernächste Kalenderjahr reduziert. Hierdurch verringert sich geringfügig der Er- 
füllungsaufwand für die Übertragungsnetzbetreiber. 

Die Kostenauswirkungen, die die Änderang dieser beiden Informationspflichten 
hat, dürften sich gegeneinander weitgehend aufheben, so dass im Ergebnis mit 
keinen zusätzlichen Bürokratiekosten aus Informationspflichten zu rechnen ist. 

Für die Betreiber von Stromerzeugungsanlagen entstehen keine weiteren Infor- 
mationspflichten. Die Pflicht zur Meldung der Strommengen für die Eigenversor- 
gung besteht bereits nach dem geltenden EEG 2014. Durch diese Verordnung än- 
dert sich lediglich der Adressat der Informationspflicht vom Übertragungsnetzbe- 
treiber hin zum Verteilemetzbetreiber. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltungen in Bund, Ländern und Kommunen entsteht durch diese Ver- 
ordnung kein Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Gestehungskosten von Strom 
aus emeuerbaren Energien. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundeskanzlerin 


Berlin, 3. Dezember 2014 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanismus nach 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und zur Änderung anderer Verordnungen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des § 91 in Ver- 
bindung mit § 96 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 


Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 


Verordnung zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanismus 
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und zur Änderung anderer Verordnungen 

Vom ... 


Auf Grund 

- der §§ 91und 96 Absatz 1 und 3 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. 1 S. 1066) 
verordnet die Bundesregierung unter Wahrung der Rechte des Bundestages 

und 

— der §§93 und 96 Absatz 3 desEmeuerbare-Energien-Gesetzes vom21. Juli2014 (BGBl. 1 S. 1066) verordnet 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: 


Artikel 1 

Verordnung zum EEG-Ausgleichsmechanismus 
(Ausgleichsmechanismusverordnung - AusglMechV) 


§ 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung regelt 

1. die Vermarktung des nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes vergüteten Stroms 
durch die Übertragungsnetzbetreiber nach § 59 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, 

2. die Ermittlung und Veröffentlichung der EEG-Umlage nach § 60 Absatz 1 Satz 1 des Emeuerbare-Energien- 
Gesetzes und 

3. die Erhebung der EEG-Umlage von Letztverbrauchem und Eigenversorgem nach § 61 des Emeuerbare- 
Energien-Gesetzes. 


§2 

Vermarktung durch die Übertragungsnetzbetreiber 

Die Übertragungsnetzbetreiber dürfen den nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 des Emeuerbare-Energien-Geset- 
zes vergüteten Strom nur am Spotmarkt einer Strombörse nach Maßgabe der Ausgleichsmechanismus-Ausfüh- 
mngsverordnung vermarkten. Sie müssen zur bestmöglichen Vermarktung des Stroms die Sorgfalt eines ordentli- 
chen und gewissenhaften Kaufmanns anwenden. 


§3 

Ermittlung der EEG-Umlage 

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber ermitteln die EEG-Umlage nach § 60 Absatz 1 Satz 1 des Emeuerbare- 
Energien-Gesetzes transparent aus 

1 . der Differenz zwischen den prognostizierten Einnahmen nach Absatz 3 Nummer 1,3,6 und 7 sowie Absatz 5 
für das folgende Kalenderjahr und den prognostizierten Ausgaben nach Absatz 4 für das folgende Kalender- 
jahr und 

2. dem Differenzbetrag zwischen den tatsächlichen Einnahmen nach Absatz 3 und den tatsächlichen Ausgaben 
nach Absatz 4 zum Zeitpunkt der Ermittlung. 
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Die EEG-Umlage für Strom, für den nach § 60 oder § 6 1 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes die EEG-Umlage 
gezahlt werden muss, ist in Cent pro Kilowattstunde zu ermitteln. Hierbei ist § 66 Absatz 5 Satz 2 des Emeuerbare- 
Energien-Gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Prognosen nach Absatz 1 sind nach dem Stand von Wissenschaft und Technik zu erstellen. Für die 
Prognose der Einnahmen nach Absatz 3 Nummer 1 ist der Durchschnitt der täglichen Abrechnungspreise für das 
Produkt Phelix Baseload Year Future an der Strombörse European Energy Exchange AG in Leipzig für das fol- 
gende Kalenderjahr zugrande zu legen. Maßgeblich ist dabei der Handelszeitraum vom 16. Juni bis zum 15. Sep- 
tember des laufenden Kalenderjahres. 

(3) Einnahmen sind 

1 . Erlöse aus der Vermarktung nach § 2, 

2. Zahlungen der EEG-Umlage, 

3 . Zahlungen nach § 57 Absatz 3 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, soweit die Saldiemng nach § 57 Absatz 4 
des Emeuerbare-Energien-Gesetzes für den Übertragungsnetzbetreiber einen positiven Saldo ergeben hat, 

4. positive Differenzbeträge aus Zinsen nach Absatz 5, 

5. Erlöse aus Rückforderangsansprüchen entsprechend den Vorgaben nach § 57 Absatz 5 oder auf Grand von 
nachträglichen Korrekturen nach § 62 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes und aus Zahlungsansprüchen der 
Übertragungsnetzbetreiber nach Absatz 7, 

6. Erlöse aus Versteigerungen von Anbindungskapazitäten für Windenergieanlagen auf See nach § 17d Ab- 
satz 4 Satz 5 des Energiewirtschaftsgesetzes, 

7. Erlöse aus der Abrechnung der Ausgleichsenergie für den EEG-Bilanzkreis nach § 1 1 der Stromnetzzu- 
gangsverordnung, 

8. Erlöse auf Grand einer Verordnung nach § 88 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, die dort als Einnahmen 
im Sinne dieses Absatzes benannt werden, und 

9. positive Differenzbeträge und Zinsen nach § 6 Absatz 3 der Ausgleichsmechanismus-Ausführangsverord- 
nung. 

(4) Ausgaben sind 

1. finanzielle Förderungen nach den §§19 und 52 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes und nach den Förderre- 
gelungen, die nach den §§100 bis 102 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes übergangsweise fortgelten, 

2. Ausgaben auf Grand einer Verordnung nach § 88 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, die dort als Ausgaben 
im Sinne dieses Absatzes benannt werden, 

3. Kostenerstattungen nach § 57 Absatz 2 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, 

4. negative Differenzbeträge aus Zinsen nach Absatz 5, 

5. Rückzahlungen der Übertragungsnetzbetreiber nach Absatz 7, 

6. notwendige Kosten der Übertragungsnetzbetreiber für den untertägigen Ausgleich, 

7. notwendige Kosten der Übertragungsnetzbetreiber aus der Abrechnung der Ausgleichsenergie für den EEG- 
Bilanzkreis, 

8. notwendige Kosten für die Erstellung von Prognosen für die Vermarktung nach § 2 und 

9. Ausgaben nach § 6 der Ausgleichsmechanismus-Ausführangsverordnung. 

(5) Differenzbeträge zwischen Einnahmen und Ausgaben sind zu verzinsen. Der Zinssatz beträgt für den 
Kalendermonat 0,3 Prozentpunkte über dem Monatsdurchschnitt des Euro Interbank Offered Rate-Satzes für die 
Beschaffung von Einmonatsgeld von ersten Adressen in den Teilnehmerstaaten der Europäischen Währangsunion 
(EURIBOR) mit einer Laufzeit von einem Monat. Soweit der tatsächliche Zinssatz den Zinssatz nach Satz 2 
übersteigt, sind auch diese Zinseinnahmen als Einnahmen nach Absatz 3 Nummer 4 anzusehen. 

(6) Einnahmen und Ausgaben, die bereits im Rahmen der Bestimmung der Erlösober grenzen nach § 4 Ab- 
satz 2 der Anreizregulierangsverordnung oder einer späteren Änderung der Erlösobergrenzen Berücksichtigung 
gefunden haben, sind bei der Ermittlung nach Absatz 1 nicht anzusetzen. Hiervon ausgenommen sind Einnahmen 
und Ausgaben, soweit sie auf Grand dieser Verordnung zusätzlich entstehen. Zusätzliche Einnahmen und Ausga- 
ben im Sinne von Satz 2 sind gegenüber der Bundesnetzagentur nachzuweisen. 
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(7) Entstehen infolge von Abweichungen zwischen den monatlichen Abschlagszahlungen nach § 60 Ab- 
satz 1 Satz 4 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes und der Endabrechnung nach § 73 Absatz 2 des Emeuerbare- 
Energien-Gesetzes Zahlungsansprüche zugunsten oder zulasten der Übertragungsnetzbetreiber, müssen diese bis 
zum 30. September des auf die Einspeisung folgenden Jahres ausgeglichen werden. 

(8) Die Übertragungsnetzbetreiber können bei der Ermittlung der EEG-Umlage hinsichtlich der Prognose 
der Einnahmen und Ausgaben nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zusätzlich eine Liquiditätsreserve vorsehen. Sie 
darf 1 0 Prozent des Differenzbetrages nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nicht überschreiten. 


§4 

Beweislast 

Ist die Notwendigkeit oder die Höhe der Aufwendungen nach § 3 streitig, trifft die Beweislast die Übertra- 
gungsnetzbetreiber. 


§5 

Veröffentlichung der EEG-Umlage 

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen bis zum 15. Oktober eines Kalenderjahres die Höhe der EEG- 
Umlage für das folgende Kalenderjahr auf ihren Intemetseiten veröffentlichen. Bei der Veröffentlichung sind in 
nicht personenbezogener Form auch anzugeben: 

1 . die Datengrundlagen, Annahmen, Rechenwege, Berechnungen und Endwerte, die in die Ermittlung nach § 3 
eingeflossen sind, 

2. eine Prognose, wie sich der Differenzbetrag nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 auf bestehende und neu in 
Betrieb genommene Anlagen verteilt und 

3. eine Prognose, wie sich der Differenzbetrag nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 auf verschiedene Gruppen 
von Letztverbrauchem verteilt. 

(2) Die Angaben nach Absatz 1 müssen einen sachkundigen Dritten in die Lage versetzen, ohne weitere 
Informationen die Ermittlung der EEG-Umlage vollständig nachzuvollziehen. 

(3) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen die Angaben nach Absatz 1 bis zum 15. Oktober eines Kalen- 
derjahres auch der Bundesnetzagentur nach § 4 Absatz 4 der Ausgleichsmechanismus-Ausführungsverordnung 
mitteilen. 


§6 

Veröffentlichung der EEG-Vorausschau 

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen bis zum 15. Oktober eines Kalenderjahres eine Vorausschau für 
die Entwicklung des Ausbaus der emeuerbaren Energien in den folgenden fünf Kalenderjahren erstellen und ver- 
öffentlichen. Diese Vorausschau muss mindestens die folgenden Angaben enthalten: 

1 . eine Prognose der Entwicklung 

a) der installierten Leistung der Anlagen, 

b) der Volllaststunden, 

c) der erzeugten Jahresarbeit, 

d) der an die Anlagenbetreiber zu zahlenden finanziellen Förderangen, 

e) der Aufteilung der eingespeisten Strommengen auf die Veräußerangsformen nach § 20 Absatz 1 des 
Emeuerbare-Energien-Gesetzes und 

f) der Höhe der vermiedenen Netzentgelte nach § 1 8 der Stromnetzentgeltverordnung sowie 

2. eine Prognose des Letztverbrauchs, aufgegliedert nach 

a) Letztverbrauch, für den die EEG-Umlage in voller Höhe gezahlt werden muss, 

b) Letztverbrauch, für den die EEG-Umlage in verringerter Höhe gezahlt werden muss und 
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c) Letztverbrauch, für den keine EEG-Umlage gezahlt werden muss. 

Die Strommengen, die voraussichtlich direkt vermarktet werden, sind zu berücksichtigen. 

(2) Die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 müssen für die folgenden Energieträger getrennt veröf- 
fentlicht werden: 

1. Wasserkraft, 

2. Windenergie an Land, 

3. Windenergie auf See, 

4. solare Strahlungsenergie aus Freiflächenanlagen, 

5. solare Strahlungsenergie aus sonstigen Anlagen, 

6. Geothermie, 

7. Energie aus Biomasse, 

8. Deponiegas, 

9. Klärgas und 

10. Grubengas. 

(3) Die Prognose nach Absatz 1 muss nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erstellt werden. Die 
Datengrandlagen und Annahmen, die in die Prognose eingeflossen sind, müssen angegeben werden. 


§7 

Erhebung der EEG-Umlage von Letztverbrauehern und Eigenversorgern 

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen die EEG-Umlage nach § 6 1 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes 
nur erheben 

1 . bei Stromerzeugungsanlagen, die an das Übertragungsnetz angeschlossen sind, 

2. bei Stromerzeugungsanlagen an Abnahmestellen, an denen die EEG-Umlage nach der Besonderen Aus- 
gleichsregelung nach den §§63 bis 69 oder nach § 103 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes begrenzt ist, 

3 . bei Stromerzeugungsanlagen, deren Strom zum Teil unmittelbar an Letztverbraucher geliefert wird, die nicht 
mit dem Betreiber der Stromerzeugungsanlage personenidentisch sind, oder 

4. in Fällen des § 61 Absatz 1 Satz 3 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes. 

Zuständig für die Erhebung der EEG-Umlage ist der Übertragungsnetzbetreiber, in dessen Regelzone der Strom 
verbraucht wird. Die Übertragungsnetzbetreiber können untereinander eine von Satz 2 abweichende örtliche Zu- 
ständigkeit vertraglich vereinbaren. Satz 1 Nummer 3 ist auch nach Beendigung der Lieferbeziehung weiter an- 
zuwenden. ln diesem Fall muss der Betreiber der Stromerzeugungsanlage dem Netzbetreiber, an dessen Netz die 
Stromerzeugungsanlage angeschlossen ist, die Beendigung des Lieferverhältnisses mitteilen. 

(2) Im Übrigen muss der Netzbetreiber die EEG-Umlage nach § 61 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes 
erheben, an dessen Netz die Stromerzeugungsanlage angeschlossen ist. Der Netzbetreiber nach Satz 1 und der 
Übertragungsnetzbetreiber nach Absatz 1 können untereinander eine abweichende Zuständigkeit für die Erhebung 
der EEG-Umlage nach § 6 1 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes vertraglich vereinbaren, sofern dies volkswirt- 
schaftlich angemessen ist. 

(3) Auf die Zahlung der EEG-Umlage nach den Absätzen 1 und 2 kann der zuständige Netzbetreiber mo- 
natlich jeweils zum 15. Kalendertag für den Vormonat Abschläge in angemessenem Umfang verlangen. Die Er- 
hebung von Abschlägen nach Satz 1 ist insbesondere nicht angemessen 

1. bei Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie mit einer installierten Leistung von 
höchstens 30 Kilowatt und 

2. bei anderen Stromerzeugungsanlagen mit einer installierten Leistung von höchstens 10 Kilowatt. 

Bei der Ermittlung der installierten Leistung nach Satz 2 ist § 32 Absatz 1 Satz 1 des Emeuerbare-Energien- 
Gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(4) § 60 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes ist entsprechend anzuwenden. 
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(5) Abweichend von § 33 Absatz 1 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes können Netzbetreiber Ansprüche 
auf Zahlung der EEG -Umlage nach § 61 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes gegen Letztverbraucher, die zugleich 
Anlagenbetreiber sind, mit Ansprüchen dieses Anlagenbetreibers auf finanzielle Förderung nach dem Emeuer- 
bare-Energien-Gesetz auffechnen. 


§8 

Weiterleitung der EEG-Umlage an die Übertragungsnetzbetreiber 

(1) Netzbetreiber, die nicht Übertragungsnetzbetreiber sind, müssen jeweils 95 Prozent der Summe der 
nach § 7 Absatz 2 und 3 erhaltenen Zahlungen an die Übertragungsnetzbetreiber weiterleiten. Die verbleibenden 
5 Prozent dürfen sie zur pauschalen Deckung der Kosten, die ihnen bei der Erhebung der EEG-Umlage nach § 6 1 
des Emeuerbare-Energien-Gesetzes entstehen, für sich vereinnahmen. Auf die weiterzuleitenden Zahlungen nach 
Satz 1 sind monatliche Abschläge in angemessenem Umfang zu entrichten. 

(2) Als erhaltene Zahlungen im Sinne von Absatz 1 gelten auch Fordemngen, die durch Aufrechnung nach 
§ 7 Absatz 5 erloschen sind. Als vom Netzbetreiber geleistete finanzielle Fördemng im Sinne des § 57 Absatz 1 
des Emeuerbare-Energien-Gesetzes gelten auch Fordemngen eines Anlagenbetreibers auf finanzielle Fördemng, 
die durch Aufrechnung nach § 7 Absatz 5 erloschen sind. 


§9 

Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten 

(1) In Anpassung von § 70 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes müssen auch Letztverbraucher, die § 61 
Absatz 1 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes unterfallen und keine Anlagenbetreiber sind, die Angaben, die für 
den bundesweiten Ausgleich jeweils erforderlich sind, unverzüglich zur Verfügung stellen. 

(2) In Anpassung von § 71 Nummer 1 und § 74 Salz 3 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes müssen die 
Betreiber von Stromerzeugungsanlagen dem Netzbetreiber, der von ihnen nach § 7 die EEG-Umlage verlangen 
kann, bis zum 28. Febmar eines Kalenderjahres alle Angaben zur Verfügung stellen, die für die Endabrechnung 
der EEG-Umlage nach § 61 des Emeuerbare-Energien-Geselzes für das vorangegangene Kalenderjahr erforder- 
lich sind. 

(3) Nach § 72 Absalz 1 Nummer 1 Buchstabe e des Emeuerbare-Energien-Gesetzes sind auch anzugeben: 

1 . die Strommengen nach § 6 1 Absatz 1 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, für die der Netzbetreiber nach § 7 
Absatz 2 die EEG-Umlage erheben muss, und 

2. die Flöhe der nach § 7 Absatz 2 und 3 erhaltenen Zahlungen; § 8 Absatz 2 Satz 1 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(4) In Anpassung von § 72 Absatz 1 Nummer 2 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes 

1 . müssen die Endabrechnungen für Anlagen auch die Angaben nach Absatz 3 enthalten, 

2. ist die Pflicht zur Vorlage von Endabrechnungen nach § 72 Absatz 1 Nummer 2 erster Flalbsatz des Emeu- 
erbare-Energien-Gesetzes entsprechend auch für den Strom nach § 6 1 Absatz 1 des Emeuerbare-Energien- 
Gesetzes aus anderen Stromerzeugungsanlagen anzuwenden und 

3. ist § 72 Absatz 1 Nummer 2 letzter Flalbsatz des Emeuerbare-Energien-Gesetzes auch für Endabrechnungen 
nach Nummer 2 anzuwenden. 

(5) Die Absätze 3 und 4 sind auf § 73 Absatz 1 und § 75 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes entsprechend 
anzuwenden. Absatz 3 Nummer 2 ist auf § 73 Absatz 1 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes mit der Maßgabe 
entsprechend anzuwenden, dass die Flöhe der nach § 7 Absatz 1 und 3 erhaltenen Zahlungen maßgeblich ist. In 
Anpassung von § 73 des Emeuerbare-Energien-Geselzes müssen Übertragungsnetzbetreiber auf Anfrage einem 
Netzbetreiber, der nach § 7 Absatz 2 für die Erhebung der EEG-Umlage zuständig ist, die Angaben nach § 61 
Absafz 5 Salz 1 Nummer 1 und 2 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes für die betreffende Stromerzeugungsanlage 
übermitteln, wenn diese den Übertragungsnetzbetreibem vorliegen. § 6 1 Absatz 5 Satz 2 bis 4 des Emeuerbare- 
Energien-Gesetzes ist auf den Netzbetreiber, der nach Satz 3 auskunftsberechtigt ist, entsprechend anzuwenden. 

(6) Die Absätze 2 bis 4 sind auf § 76 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes entsprechend anzuwenden. 
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§ 10 

Verordnungsermächtigung 

Die Bundesnetzagentur wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminis- 
terium für Wirtschaft und Energie zu regeln: 

1. die Anforderungen an die Vermarktung der Strommengen nach § 2, insbesondere den Handelsplatz, die 
Prognoseerstellung, die Beschaffung der Ausgleichsenergie, die Mitteilungs- und Veröffentlichungspflich- 
ten, 

2. die Bestimmung der Positionen, die als Einnahmen oder Ausgaben nach § 3 gelten, und des anzuwendenden 
Zinssatzes, 

3. Anreize zur bestmöglichen Vermarktung des Stroms, 

4. die Übertragung der Aufgabe der Vermarktung auf Dritte in einem transparenten und diskriminierungsffeien 
Verfahren, insbesondere die Einzelheiten der Ausschreibung und die Rechtsbeziehungen der Dritten zu den 
Übertragungsnetzbetreibem, 

5. die Voraussetzungen, unter denen die Übertragungsnetzbetreiber berechtigt werden können, 

a) mit Anlagenbetreibem vertragliche Vereinbarungen zu treffen, die unter angemessener Berücksichti- 
gung des Einspeisevorrangs der Optimierang der Vermarktung des Stroms dienen; dies schließt die 
Berücksichtigung der durch solche Vereinbarungen entstehenden Kosten als Ausgaben nach § 3 Ab- 
satz 4 ein, sofern sie volkswirtschaftlich angemessen sind, 

b) Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2015 in Betrieb genommen werden und deren Strom nach § 19 
Absatz 1 Nummer 2 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes vergütet wird, abzuregeln, wenn der Wert der 
Stundenkontrakte für die Preiszone Deutschland/Österreich am Spotmarkt der Strombörse EPEX Spot 
SE in Paris andauernd negativ ist, und 

6. nähere Bestimmungen zur Zahlung der EEG-Umlage nach § 61 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, auch 
unter Einbeziehung der Netzbetreiber, die nicht Übertragungsnetzbetreiber sind, und die notwendigen An- 
passungen bei den Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten. 

§11 

Übergangsbestimmungen 

(1) Forderangen nach § 61 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes für den Zeitraum vom 1. August 2014 bis 
zum 31. Mai 2015 werden nicht vor dem 1. Juli 2015 fällig und sind von dem nach § 7 zuständigen Netzbetreiber 
einzuziehen. 

(2) Für die Endabrechnung des Kalenderjahres 2014 müssen 

1 . die Betreiber von Stromerzeugungsanlagen abweichend von § 9 Absatz 2 und von § 7 1 Nummer 1 des Er- 
neuerbare-Energien-Gesetzes dem nach § 7 zuständigen Netzbetreiber die erforderlichen Angaben für das 
Kalenderjahr 2014 erst bis zum 28. Februar 2016 zur Verfügung stellen, 

2. die Netzbetreiber, die nicht Übertragungsnetzbetreiber sind, abweichend von § 72 Absatz 1 Nummer 2 des 
Emeuerbare-Energien-Gesetzes die Endabrechnung für die EEG-Umlage nach § 6 1 des Emeuerbare-Ener- 
gien-Gesetzes für die Stromerzeugungsanlagen, von denen sie nach § 7 die EEG-Umlage für das Kalender- 
jahr 2014 verlangen können, erst bis zum 31. Mai 2016 vorlegen. 

Satz 1 Nummer 2 ist im Kalenderjahr 2015 entsprechend anzuwenden auf 

1. § 73 Absatz 1 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes in Verbindung mit § 9 Absatz 5 und 

2. § 76 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes in Verbindung mit § 9 Absatz 6. 

(3) Zahlungen der EEG-Umlage nach § 61 des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, die vor dem 1. Juli 2015 
an die Übertragungsnetzbetreiber geleistet wurden, gelten als an den nach § 7 zuständigen Netzbetreiber geleistet. 
§ 8 ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. 
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Artikel 2 

Änderung der Ausgleichsmechanismus- Ausführungsverordnung 

Die Ausgleichsmechanismus-Ausführungsverordnung vom 22. Februar 2010 (BGBl. 1 S. 134), die zuletzt 
durch Artikel 18 des Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. 1 S. 1066) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln der Überschrift werden die Wörter „zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanismus“ 
durch die Wörter „zum EEG-Ausgleichsmechanismus“ ersetzt. 

2. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Transparenz der Einnahmen und Ausgaben 

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen die kalendermonatlichen und kalendeijährlichen Einnah- 
men und Ausgaben jeweils aufgeschlüsselt nach den einzelnen in § 3 der Ausgleichsmechanismusverord- 
nung und in § 6 dieser Verordnung aufgeführten Einnahmen- und Ausgabenpositionen auf einer gemeinsa- 
men Intemetseite in einheitlichem Format und in nicht personenbezogener Form veröffentlichen. Einnahmen 
und Ausgaben, die aus der Vermarktung des Stroms resultieren, sind aufzuschlüsseln nach den Spotmarkt- 
produkten nach § 1, über die der Strom vermarktet wurde. Ferner ist die Liquiditätsreserve nach § 3 Absatz 8 
der Ausgleichsmechanismusverordnung gesondert auszuweisen. 

(2) Die aufgeschlüsselten kalendermonatlichen Einnahmen und Ausgaben sind in Form der tatsächli- 
chen Einnahmen und Ausgaben laut dem am letzten Tag des Monats aktuellen Kontostand für jeden Kalen- 
dermonat bis zum Ablauf des zehnten Werktags des Folgemonats zu veröffentlichen. Eine Veröffentlichung 
zusammengefasster Werte mehrerer Übertragungsnetzbetreiber ist zulässig. 

(3) Die einzelnen Einnahmen- und Ausgabenpositionen nach Absatz 1 sind ihrer Art nach abstrakt zu 
erläutern. Wenn Sondereffekte aufgetreten sind, die einen bedeutenden Einfluss auf die Einnahmen oder 
Ausgaben haben, sind diese konkret zu erläutern.“ 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen der Bundesnetzagentur die Einnahmen und Ausgaben 
des Vorjahres jeweils aufgeschlüsselt nach den einzelnen in § 3 der Ausgleichsmechanismusverordnung 
und in § 6 aufgeführten Einnahmen- und Ausgabenpositionen übermitteln.“ 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 4 werden die Wörter „den Absätzen 2 und 3 und die nach § 7 Absatz 2 der Ausgleichsme- 
chanismusverordnung“ durch die Wörter „den Absätzen 1 und 3“ ersetzt. 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. notwendige Kosten für die Ermittlung der EEG-Umlage nach § 3 Absatz 1 der Ausgleichsmecha- 
nismusverordnung, für die Ersfellung der Prognosen nach § 5 der Ausgleichsmechanismusverord- 
nung und für die Ersfellung der EEG- Vorausschau nach § 6 der Ausgleichsmechanismusverord- 
nung,“. 

b) Die Absätze la und 4 werden aufgehoben. 

5. ln § 8 Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „Nummer 4“ durch die Angabe „Nummer 6“ ersetzt. 
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Artikel 3 

Änderung der Anlagenregisterverordnung 

Die Anlagenregisterverordnung vom 1. August 2014 (BGBl. 1 S. 1320), die zuletzt durch Artikel 3 der Ver- 
ordnung vom ... [einfugen: Datum des Inkrafttretens der Verordnung zur Einführang von Ausschreibungen der 
finanziellen Förderung für Freiflächenanlagen sowie zur Änderang weiterer Verordnungen zur Förderang der 
emeuerbaren Energien sowie Fundstelle] geändert wurde, wird wie folgt geändert: 

1 . § 3 Absatz 2 Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. die Angabe, ob der in der Anlage erzeugte Strom vollständig oder teilweise vom Anlagenbetreiber 

a) selbst im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit der Anlage verbraucht werden soll, ohne 
dass der Strom durch das Netz durchgeleitet wird, oder 

b) an Letztverbraucher geliefert werden soll,“. 

2. § 9 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„ 1 . von den Übertragungsnetzbetreibem nach § 4 Absatz 1 der Ausgleichsmechanismus-Ausführangsver- 
ordnung oder nach § 7 Absatz 2 der Ausgleichsmechanismusverordnung in der am . . . [einfügen: Datum 
des letzten Tages vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung zur Weiterentwicklung des bundesweiten 
Ausgleichsmechanismus nach dem Emeuerbare-Energien-Gesetz und zur Änderang anderer Verord- 
nungen] geltenden Fassung,“. 


Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ausgleichsmechanis- 
musverordnung vom 17. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2101), die zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21. Juli 2014 
(BGBl. 1 S. 1066) geändert worden ist, außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Ausgleichsmechanismusverordnung wurde geschaffen, um das System des bundesweiten Ausgleichs der 
Strommengen und Förderkosten nach dem Emeuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2014) weiterzuentwickeln. Bis 
zum Erlass der Verordnung wurde der bundesweite Ausgleich im Wege der sogenannten physikalischen Wälzung 
durchgeführt. Dieses System war mit Nachteilen insbesondere für die Vertriebe sowie mit einer unzureichenden 
Transparenz verbunden. Mit der Ausgleichsmechanismusverordnung 2009 wurde der bundesweite Ausgleich auf 
die sogenannte finanzielle Wälzung umgestellt. Seitdem wird der Strom aus emeuerbaren Energien, der mit einer 
Einspeisevergütung gefördert wird, zentral und transparent von den Übertragungsnetzbetreibem an der Strom- 
börse vermarktet. Dieses System des Ausgleichs, das seit 1. Januar 2010 in Kraft ist, hat sich bewährt. Es wird 
deshalb beibehalten. 

Aus der bisherigen Praxis sowie durch die Novelle des EEG 2014 hat sich Bedarf für geringfügige Anpassungen 
der Verordnung ergeben. Diese sind im Folgenden näher beschrieben. 

II. Wesentlicher Inhalt 

Die Ausgleichsmechanismusverordnung und die später auf ihrer Grandlage erlassene Ausgleichsmechanismus- 
Ausführangsverordnung enthalten insbesondere Vorschriften für die Ermittlung der EEG-Umlage für das jeweils 
nächste Kalenderjahr, für Prognosen zur künftigen Entwicklung der Stromerzeugung aus emeuerbaren Energien 
in Deutschland (Mittelfristprognose) sowie für die Transparenz der Vermarktungstätigkeit der Übertragungsnetz- 
betreiber. Diese Regelungen haben sich grundsätzlich bewährt. 

Zu manchen dieser Regelungskomplexe finden sich jedoch Vorschriften sowohl in der Ausgleichsmechanismus- 
verordnung als auch in der Ausgleichsmechanismus-Ausführangsverordnung. Überschneidungen werden durch 
die vorliegende Novelle aufgelöst. Dabei werden die Regeln zur Ermittlung der EEG-Umlage und zur Mittelfrist- 
prognose in der Ausgleichsmechanismusverordnung konzentriert. Diese Regeln werden außerdem geringfügig 
angepasst, um eine genauere und transparentere Ermittlung der EEG-Umlage zu ermöglichen. Als Ausgleich für 
die damit verbundene Mehrbelastung der Übertragungsnetzbetreiber entfällt im Gegenzug die Pflicht zur Prog- 
nose einer Bandbreite der voraussichtlichen EEG-Umlage für das jeweils übernächste Kalendeijahr. Die Erfah- 
rung der letzten Jahre hat gezeigt, dass die Bandbreite oft zu weit und daher nicht als Entscheidungsbasis für die 
energiewirtschaftlichen Akteure geeignet war. Die Regeln zur Transparenz der Vermarktungstätigkeit der Über- 
tragungsnetzbetreiber werden in die Ausgleichsmechanismus-Ausführangsverordnung überführt. 

Seit der Novelle des Emeuerbare-Energien-Gesetzes, die am 1. August 2014 in Kraft getreten ist, wird Strom, der 
selbst erzeugt und verbraucht wurde, grundsätzlich mit der EEG-Umlage belastet. Nach der Konzeption des EEG 
2014 sind die Übertragungsnefzbetreiber dafür zuständig, in diesen Fällen die EEG-Umlage zu erheben. Zugleich 
gibt das EEG 2014 jedoch auch die Möglichkeif, die Zuständigkeit für diese Umlagenerhebung auf den jeweiligen 
Anschlussnetzbetreiber zu übertragen. Von dieser Möglichkeit wird mit vorliegender Verordnungsnovelle Ge- 
brauch gemacht. 

Künftig sind daher in der Regel die Verteilemetzbetreiber dafür zuständig, die EEG-Umlage auf selbst erzeugten 
und eigenverbrauchten Strom aus den Stromerzeugungsanlagen zu erheben, die an ihr jeweiliges Netz angeschlos- 
sen sind. Dies bezweckt eine Verwaltungsvereinfachung für die Übertragungsnetzbetreiber und die Anlagenbe- 
treiber. Die Übertragungsnetzbetreiber müssten viele relevante Angaben über Stromerzeugungsanlage und deren 
Betreiber erst bei diesen erheben. Dem Anschlussnetzbetreiber liegen diese Angaben hingegen aufgrund des An- 
schlussverhältnisses und in zahlreichen Fällen zusätzlich aufgrund von Förderverpflichtungen nach dem EEG 
oder dem Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz bereits vor. Diese Neuerung ist auf der anderen Seite mit einer Mehr- 
belastung der Anschlussnetzbetreiber verbunden. Deren Mehraufwand wird pauschal dadurch abgegolten, dass 
sie 5 Prozent der eingetriebenen EEG-Umlage für sich vereinnahmen können. 
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Zudem können Anschlussnetzbetreiber im Gegensatz zu den Übertragungsnetzbetreibem ihre Forderungen auf 
Zahlung der EEG-Umlage mit Forderungen der Betreiber von Stromerzeugungsanlagen auf Förderungen nach 
dem Emeuerbare-Energien-Gesetz oder dem Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz auffechnen. Diese Möglichkeit 
kann die Zahl der erforderlichen Zahlungsströme deutlich reduzieren. Schließlich verfügen die Anschlussnetzbe- 
treiber in aller Regel über eine größere örtliche und sachliche Nähe zur jeweiligen Stromerzeugungsanlage. Dies 
erleichtert die Identifikation von Selbstversorgungskonstellationen und den Vollzug der Umlageerhebung. 

III. Alternativen 

Eine unveränderte Beibehaltung der bisherigen Verordnung würde den Notwendigkeiten durch die bisherigen 
Erfahrungswerte und die Novelle des EEG 2014 nicht gerecht. Zur Erreichung der oben genannten Zielsetzung 
bestehen daher keine Alternativen. 


IV. Verordnungsermächtigung 

Die Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanismus wird auf § 91 EEG 2014 gestützt Diese Vor- 
schrift ermächtigt die Bundesregierung, mit Zustimmung des Deutschen Bundestages (§ 96 Absatz 1 EEG 2014) 
und ohne Zuslimmung des Bundesrates zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanismus eine 
Rechtsverordnung mit folgendem Inhalt zu erlassen: 

1 . Die Übertragungsnetzbetreiber werden verpflichtet, gemeinsam auf Grundlage der prognostizierten Strommen- 
gen aus emeuerbaren Energien und Grubengas für das folgende Kalenderjahr, der voraussichllichen Kosten und 
Erlöse einschließlich einer Liquiditälsreserve für das folgende Kalenderjahr und unter Verrechnung des Saldos 
des EEG-Kontos eine bundesweit einheitliche EEG-Umlage zu ermitteln und zu veröffentlichen. Zudem werden 
die Kontoführung und Ermittlung der EEG-Umlage einschließlich von Veröffentlichungs- und Transparenzpflich- 
ten sowie Fristen und Übergangsregelungen für den finanziellen Ausgleich festgelegt oder durch die Verordnung 
aufgrund des § 96 Absatz 3 EEG 2014 auf die Bundesnelzagentur übertragen (siehe unter 3.). 

2. Im Fall des § 61 EEG 2014 muss die EEG-Umlage für Strom aus Anlagen oder anderen Stromerzeugungsan- 
lagen abweichend von den §§ 60 und 61 EEG 2014 an den Nelzbetreiber gezahlt werden, an dessen Netz die 
Anlage angeschlossen ist. Dieser Netzbetreiber gibt die Zahlung an den Übertragungsnetzbetreiber weiter. Dabei 
können Ansprüche auf Zahlung der EEG-Umlage auch abweichend von § 33 Absatz 1 EEG 2014 mit Ansprüchen 
auf eine finanzielle Förderung aufgerechnet werden. Es wird geregelt, wann Zahlungen auf die EEG-Umlage 
geleistet oder Abschläge gezahlt werden müssen. Die Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten werden abwei- 
chend von den §§ 70 bis 76 EEG 2014 angepassl. 

3. Zudem sieht § 96 Absatz 3 EEG 2014 die Möglichkeil vor, die Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverord- 
nungen aufgrand der §§91 bis 93 EEG 2014 durch Rechlsverordnung auf eine Bundesoberbehörde zu übertragen, 
im Falle des § 91 EEG 2014 mit Zustimmung des Bundestages. Flierauf stützt sich die Ermächtigung der Bundes- 
netzagentur zum Erlass der Ausgleichsmechanismus-Ausführungsverordnung, die durch diese Arlikelverordnung 
als Folgeänderang ebenfalls geändert wird. 


V. Vereinbarkeit mit dem Reeht der Europäisehen Union 

Die Abschaffung der physikalischen Wälzung 2009 erging in Einklang mit dem Unionsrecht, da sie die Portfo- 
lioeingriffe der vorherigen physikalischen Wälzung bei den Vertrieben beseitigte und infolgedessen den Waren- 
verkehr verbesserte. An dieser grandlegenden Funktionsweise des Ausgleichsmechanismus werden durch die 
vorliegende Verordnung keine Änderungen vorgenommen. 


VI. Folgen der Verordnung 

Mit dieser Verordnung wird der bundesweite Ausgleichsmechanismus des EEG 2014 weilerentwi ekelt Die 
Transparenz der EEG-Umlage wird erhöht und die Abwicklung für die Umlagepflicht nach § 61 EEG 2014 mit 
möglichst geringem Aufwand umgesetzl. Änderungen am grundlegenden System des Ausgleichsmechanismus 
gehen damit nicht einher. 
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1. Verbesserung der Transparenz 

Die Übertragungsnetzbetreiber werden verpflichtet, weitere Angaben bei der Festsetzung der EEG-Umlage zum 
15. Oktober eines Jahres zu veröffentlichen. Dies dient der Steigerung der Transparenz und infolgedessen auch 
der Akzeptanz der Kosten des Ausbaus der emeuerbaren Energien. Die verschiedenen Transparenzvorschriften 
werden sowohl inhaltlich als auch zeitlich gebündelt. Überschneidungen, die sich bisher aus dem Nebeneinander 
von Ausgleichsmechanismusverordnung und der hierzu erlassenen Ausführungsverordnung ergeben haben, wer- 
den beseitigt; dies dient dem Bürokratieabbau und der Rechtsvereinfachung. 

Die Veröffentlichungen von EEG-Umlage und EEG-Mittelfristprognose werden auf den 15. Oktober eines Jahres 
zusammengeführt. Die EEG-Mittelfristprognose wird dabei grandsätzlich fortgeführt (jetzt bezeichnet als EEG- 
Vorausschau); es entfallt lediglich die Pflicht zur Prognose einer Bandbreite der voraussichtlichen EEG-Umlage 
für das jeweils übernächste Kalenderjahr. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass die Bandbreite 
zu weit und daher nicht als Entscheidungsbasis für die energiewirtschaftlichen Akteure geeignet war. 

2. Erleichterte Umsetzung des EEG 2014 

Die Erhebung der EEG-Umlage durch die Übertragungsnetzbetreiber hat sich bewährt. Mit der Einführung der 
EEG-Umlagepflicht auf die Eigenversorgung durch die EEG-Novelle 2014 bedarf dieses Systems jedoch einer 
Anpassung: Bei Eigenversorgem ist es oftmals effizienter, wenn die EEG-Umlage durch den Netzbetreiber erho- 
ben wird, an dessen Netz die Eigenversorgungsanlage angeschlossen ist; dies ist in der Regel der Verteilemetz- 
betreiber. Dies wird durch die vorliegende Verordnung umgesetzt. Das erleichtert die Erhebung der EEG-Umlage, 
weil andernfalls die Übertragungsnetzbetreiber viele relevante Angaben über die Stromerzeugungsanlagen erst 
bei deren Betreibern erheben müssten, obwohl dem Anschlussnetzbetreiber diese Angaben aufgrand des An- 
schlussverhältnisses und oft auch aufgrand der Förderung nach dem EEG oder dem KWK-Gesetz bereits vorlie- 
gen. 

Auch für die Anlagenbetreiber bedeutet dies eine Vereinfachung, weil sie für die Abwicklung des EEG 2014 mit 
dem Anschlussnetzbetreiber einen einheitlichen Ansprechpartner haben. Ferner wird es den Netzbetreibem er- 
möglicht, ihre Forderungen auf Zahlung der EEG-Umlage mit Zahlungsforderungen der Anlagenbetreiber nach 
dem EEG 2014 aufzurechnen. Diese Möglichkeit reduziert die Zahl der erforderlichen Zahlungsströme deutlich. 
Der erleichterten Umsetzung des EEG 2014 in Verbindung mit der novellierten Ausgleichsmechanismusverord- 
nung dienen auch die Änderungen der Ausgleichsmechanismus-Ausführungsverordnung und der Anlagenregis- 
terverordnung. 

3. Nachhaltigkeitsaspekte 

Bei der Erarbeitung der Verordnung wurden die Ziele und Managementregeln der nationalen Nachhaltigkeitsstra- 
tegie berücksichtigt. 

4. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die Verordnung ändert Rechte und Pflichten von Netzbetreibern im Zusammenhang mit dem bundesweiten Aus- 
gleichsmechanismus bei der Förderung von Strom aus emeuerbaren Energien. Hierdurch entstehen für den Bun- 
deshaushalt keine finanziellen Belastungen. Die Haushalte der Länder und Kommunen werden ebenfalls nicht 
belastet. 

5. Erfüllungsaufwand 

Aus der vorliegenden Verordnung ergibt sich nach einer Ex-ante-Schätzung folgender Erfüllungsaufwand für die 
Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft sowie die Verwaltung: 

a) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch diese Verordnung entstehen keine neuen Kosten für Bürgerinnen und Bürger. Insbesondere enthält die 
Verordnung keine neuen Informationspflichten für Bürgerinnen und Bürger. Soweit Bürgerinnen und Bürger 
Stromerzeugungsanlagen für ihren eigenen Stromverbrauch betreiben, ist der Erfüllungsaufwand Buchstabe b zu 
entnehmen. 

b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Bei den Verteilemetzbetreibern entsteht ein einmaliger Mehraufwand für die Einrichtung der Prozesse zur Erhe- 
bung der EEG-Umlage auf Eigenversorger. Das umfasst z. B. Anpassungen der Abrechnungssoftware. Dieser 
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Mehraufwand lässt sich nicht beziffern, da er von Netzbetreiber zu Netzbetreiber stark differieren kann, insbe- 
sondere in Abhängigkeit der Größe des Netzgebietes, der Anzahl, Art und Betriebsweise der angeschlossenen 
Anlagen, aber auch der bereits vorhandenen Abrechnungssoftware. 

Darüber hinaus entstehen den Verteilemetzbetreibem jährliche Kosten für die Erhebung und Weiterleitung der 
EEG -Umlage auf Eigenversorger. Die Kosten für die Erhebung dieser EEG-Umlage fallen ohnehin auf Grundlage 
des geltenden EEG 2014 an, nach diesem jedoch ausschließlich bei den Ühertragungsnetzbetreibem. 

Durch diese Verordnung werden diese Kosten lediglich von den Ühertragungsnetzbetreibem auf die Verteiler- 
netzbetreiber verlagert. Hierdurch entsteht in der Gesamtbetrachtung kein Mehraufwand. Es ist vielmehr mit einer 
Reduziemng der Gesamtkosten zu rechnen, da die Erhebung der EEG-Umlage durch die Verteilemetzbetreiber 
aufgrand ihrer Nähe zu den Anlagenbetreibem im Ergebnis kosteneffizienter erfolgen kann. Insbesondere liegen 
den Verteilemetzbetreibem wesentliche Daten über die Stromerzeugungsanlagen und Anlagenbetreiber bereits 
aufgrand des Anschlussverhältnisses und der Förderbeziehungen nach dem EEG 2104 und dem KWK-Gesetz 
vor, so dass diese Daten nicht mehr von den Ühertragungsnetzbetreibem erhoben werden müssen. 

Es kötmen zusätzliche Kosten für die Weiterleitung der EEG-Umlage von den Verteilemetzbetreibem an die 
Übertragungsnetzbetreiber anfallen. Diese Kosten führen jedoch nur dann zu einem höheren Erfüllungsaufwand, 
wenn die Verteilemetzbetreiber die eingezogene EEG-Umlage tatsächlich in einem eigenen Zahlungsfluss an die 
Übertragungsnetzbetreiber überweisen. Umgekehrt haben die Verteilemetzbetreiber allerdings gegen die Über- 
tragungsnetzbetreiber einen Anspruch auf Erstattung der EEG-Förderang, die die Verteilemetzbetreiber an die 
Anlagenbetreiber gezahlt haben, ln der Praxis werden die Verteiler- und Übertragungsnetzbetreiber ihre gegen- 
seitigen Ansprüche verrechnen, so dass es im Ergebnis bei der bisherigen Anzahl von Zahlungsflüssen des EEG 

2014 verbleiben kann. 

Für die Betreiber von Stromerzeugungsanlagen entsteht kein Mehraufwand. Die Pflicht zur Zahlung monatlicher 
Abschläge ist bereits durch das geltende EEG 2014 vorgesehen. Durch diese Verordnung ändert sich lediglich der 
Zahlungsempfänger. Die Zahlung ist nun an den Verteilemetzbetreiber anstatt an den Übertragungsnetzbetreiber 
zu leisten. 

Gesamtwirtschaftliche Mehrkosten können sich durch den fünfprozentigen Einbehalt der Verteilemetzbetreiber 
ergeben. Der Umfang dieses Einbehalts wird für das Jahr 2015 in der Summe für alle Verteilemetzbetreiber auf 
288.060,76 Euro geschätzt, ln der Prognose des Letztverbraucherabsatzes, die Teil der Prognose der Übertra- 
gungsnetzbetreiber für die EEG-Umlage 2015 ist, wird prognostiziert, dass es im Jahr 2015 345.832 Megawatt- 
stunden an selbst erzeugtem und eigenverbrauchtem Strom geben wird, der nach § 61 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014 
mit 30 % der EEG-Umlage belastet ist. Bei einer EEG-Umlage von 6,17 Cent pro Kilowattstunde fallen damit für 

2015 voraussichtlich insgesamt 6.401.350,32 Euro an EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 an. Unter der Annahme, 
dass 90 % dieser Strommengen auf Stromerzeugungsanlagen entfallen, die am Verteilernetz angeschlossen sind, 
nehmen die Verteilemetzbetreiber hier 5.761.215,29 Euro an EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 ein. Der fünf- 
prozentige Einbehalt von dieser Summe beträgt insgesamt für alle Verteilemetzbetreiber 288.060,76 Euro. Das 
sind bei 883 Verteilemetzbefreibem pro Verteilemetzbetreiber im Schnitt 326,23 Euro. 

Davon Bürokratiekosten ans Informationspfliehten: 

Durch die Verordnung werden zwei bestehende Informationspflichten der Übertragungsnetzbetreiber geändert. 
Bereits nach der bestehenden Ausgleichsmechanismusverordnung und der Ausgleichsmechanismus-Ausfüh- 
rangsverordnung müssen die Übertragungsnetzbetreiber jährlich zum 15. Oktober und 15. November verschie- 
dene Informationen, insbesondere zur Entwicklung der EEG-Umlage berechnen und veröffentlichen. 

Diese beiden Informationspflichten werden inhaltlich geändert: Die Pflicht zur Festsetzung der EEG-Umlage wird 
um weitere Details erweitert. Diese Erweiterung führt zu einem Mehraufwand bei den Übertragungsnetzbetrei- 
bem. Dieser Mehraufwand ist sehr gering, weil die zu veröffentlichenden Daten bereits für die Veröffentlichungen 
nach geltendem Recht ohnehin erhoben werden müssen und sich unmittelbar aus den zugrunde liegenden wissen- 
schaftlichen Gufachten ableiten lassen. Die Pflicht zur Veröffentlichung der EEG-Vorausschau wird um die Ver- 
öffentlichung der erwarteten Bandbreite der EEG-Umlage für das jeweils übernächste Kalenderjahr reduziert. 
Hierdurch verringert sich geringfügig der Erfüllungsaufwand für die Übertragungsnetzbetreiber. 

Die Kostenauswirkungen, die die Änderung dieser beiden Informationspflichten hat, dürften sich gegeneinander 
weitgehend aufheben, so dass im Ergebnis mit keinen zusätzlichen Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
zu rechnen ist. 
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Für die Betreiber von Stromerzeugungsanlagen entstehen keine weiteren Informationspflichten. Die Pflicht zur 
Meldung der Strommengen für die Eigenversorgung besteht bereits nach dem geltenden EEG 2014. Durch diese 
Verordnung ändert sich lediglich der Adressat der Informationspflicht vom Übertragungsnetzbetreiber hin zum 
Verteilemetzbetreiber. 

c) Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltungen in Bund, Ländern und Kommunen entsteht durch diese Verordnung kein Erfüllungsauf- 
wand. 

6. Weitere Kosten 

Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Gestehungskosten von Strom aus emeuerbaren Energien. Aus- 
wirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu er- 
warten. 

7. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. 

VII. Befristung 

Eine Befristung der Verordnung ist nicht sinnvoll, da der Ausgleichsmechanismus auch im EEG 2014 nicht be- 
fristet ist. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Verordnung zum EEG-Ausgleichsmechanismus) 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

§ 1 beschreibt den Anwendungsbereich der Verordnung. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 regelt die Verordnung zunächst die Vermarktung des Stroms, der mit einer festen Einspeisever- 
gütung vergütet wurde, durch die Ühertragungsnetzbetreiber. Dies gilt sowohl für Anlagen, die an ein Verteiler- 
netz angeschlossen sind, als auch für Anlagen, die unmittelbar an das Übertragungsnetz angeschlossen sind. Die 
Formuliemng von Nummer 1 ist an § 59 EEG 2014 angelehnt. Die Vermarktung dieses Stroms ist in § 2 sowie 
der Ausgleichsmechanismus-Ausführangsverordnung (AusglMechAV) geregelt. 

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 regelt die Verordnung weiterhin die Ermittlung und Veröffentlichung der EEG-Umlage nach 
§ 60 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014. Die entsprechenden Vorschriften sind in den §§ 3 bis 6 geregelt. 

Zu Nummer 3 

Nach Nummer 3 regelt die Verordnung schließlich die Erhebung der EEG-Umlage von Letztverbrauchem nach 
§61 EEG 2014. Die entsprechenden Vorschriften sind in den §§ 7 bis 9 und 1 1 geregelt. 

Zu § 2 (V ermarktung durch die Übertragungsnetzbetreiber) 

§ 2 entspricht inhaltlich weitgehend der bisherigen Regelung, ln Satz 1 gestrichen wurde die Anforderung, dass 
die Vermarktung der Strommengen am „vortägigen oder untertägigen“ Spotmarkt stattfinden muss. Es gibt neue 
Spotmarktsegmente, wie etwa die neue, am Vortag stattfindende Intraday-Nachmittagsauktion der EPEX Spot, 
die diese sprachliche Unterscheidbarkeit erschwert. Gleichwohl soll es den Übertragungsnetzbetreibem nicht 
grundsätzlich verwehrt sein, auch solche Spotmärkte zur Vermarktung des einspeisevergüteten Stroms zu nutzen. 
Parallel zur Streichung wird ergänzt, dass die Vermarktung nach Maßgabe der AusglMechAV zu erfolgen hat. 
Diese regelt unter anderem, welche Spotmärkte von den Übertragungsnetzbetreibem genutzt werden können. Die 
Übertragungsnetzbetreiber sind bei der Vermarktung nicht auf eine einzige Strombörse beschränkt sind, sondern 
können z. B. neben der EPEX Spot auch den Spotmarkt der österreichischen Strombörse EXAA nutzen. 

ln Satz 2 wurde der Begriff des „Händlers“ in den des „Kaufmanns“ geändert. Es handelt sich dabei nur um eine 
sprachliche Anpassung an die übliche juristische Terminologie (vgl. etwa § 347 Abs.l HGB). 
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Aufgrund des neu in Satz 1 eingefügten Verweises auf die AusglMechAV konnte auch der bisherige Satz 3 mit 
seinem Verweis auf die Vorgaben der Bundesnetzagentur zu Vermarktung, Handelsplatz etc. gestrichen werden, 
denn die AusglMechAV enthält eben diese Vorgaben. 

§ 2 erfasst jeglichen einspeisevergüteten Strom. Das beinhaltet die Einspeisevergütung für kleine Anlagen nach 
§37 EEG 2014, die Einspeisevergütung in Ausnahmefallen nach § 38 EEG 2014 und die Einspeisevergütung für 
Bestandsanlagen nach § 100 Absatz 1 EEG 2014. Der bisherige Wortlaut, der neben dem Verweis auf § 19 Ab- 
satz 1 Nummer 2 EEG 2014 auch auf die weiteren Paragraphen bis § 32 EEG 2014 sowie §§ 37 bis 55 EEG 2014 
abgestellt hat, wurde gekürzt. Inhaltlich ist damit keine Änderang verbunden. 

Zu § 3 (Ermittlung der EEG-Umlage) 

§ 3 regelt die Ermittlung der EEG-Umlage sowie Transparenzpflichten, die damit im Zusammenhang stehen. 

Zu Absatz 1 

Satz 1 entspricht inhaltlich weitgehend dem bisherigen Absatz 1. ln Nummer 1 wurden Verweise auf die Num- 
mern 3, 6 und 7 ergänzt. 

Dadurch werden auch erwartete Einnahmen des Folgejahres für diese Positionen bei der der EEG-Umlageberech- 
nung künftig zeitnah berücksichtigt. Dies dient einer noch genaueren Prognose der EEG-Umlage. Der Verweis 
auf Absatz 3 Nummer 3 wurde durch den Verweis auf Absatz 5 ersetzt. Diese Änderang ist rein redaktioneller 
Art. Die Einnahmen aus den übrigen Positionen in Absatz 3 können nach Einschätzungen von Marktakteuren 
hingegen nicht belastbar prognostiziert werden, da sie aus schwer absehbaren Sondereffekten resultieren. Sie sind 
deshalb auch nicht in Nummer 1 aufgeführt. 

Der neue Satz 2 enthält Regelungen aus dem bisherigen Absatz 2. Zunächst ist nun in Satz 2 festgelegt, dass die 
EEG-Umlage in Cent pro Kilowattstunde zu ermitteln ist, die nach § 60 oder § 61 EEG 2014 umlagebelastet ist. 
Bei der Ermittlung der EEG-Umlage ist danach zunächst der Strom zu berücksichtigen, der nach § 60 Absatz 1 
Satz 1 EEG 2014 an Letztverbraucher im Sinne von § 5 Nummer 24 EEG 2014 geliefert wurde. Weiterhin ist 
auch der Strom zu berücksichtigen, der für die Eigenversorgung nach § 61 Absatz 1 Satz 1 und 2 EEG 2014 und 
für sonstigen Verbrauch durch Letztverbraucher nach § 61 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014 verbraucht wird. 

Außerdem wurde der bisherige zweite Halbsatz von Absatz 2 in Absatz 1 Satz 3 verlagert und der bisherige 
Verweis auf § 66 Absatz 4 EEG 2014 korrigiert. Nach Satz 3 sind bei der Ermittlung der EEG-Umlage auch die 
Strommengen zu berücksichtigen, auf die nur eine reduzierte EEG-Umlage erhoben wird. Das umfasst die privi- 
legierte Eigenversorgung nach § 61 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014 sowie — wie auch bislang schon praktiziert - den 
Letztverbrauch, der aufgrund der Besonderen Ausgleichsregelung nach § 66 Absatz 5 Satz 1 EEG 2014 privile- 
giert ist. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 4. Satz 1 wurde inhaltlich unverändert beibehalten. Satz 2 und 3 beschreiben, 
wie der Börsenpreis des folgenden Kalenderjahres zu prognostizieren ist. Dieser prognostizierte Börsenpreis ist 
eine der Grundlagen für die Ermittlung der EEG-Umlage. Die einspeisevergüteten Strommengen selbst müssen 
zwar von den Übertragungsnetzbetreibem gemäß § 2 am Spotmarkt vermarktet werden. Für die Prognose des 
Börsenpreises im nächsten Jahr muss jedoch auf die Preise am Terminmarkt zurückgegriffen werden, weil am 
Spotmarkt keine Terminprodukte für das nächste Jahr gehandelt werden. Die Anknüpfüng an die Preise für Ter- 
minkontrakte für das Basisprodukt im Folgejahr („Phelix Baseload Year Future“) der Strombörse European 
Energy Exchange AG soll eine möglichst genaue Prognose der Strompreise im Folgejahr sicherstellen. 

Die beste Prognose für die erwarteten Strompreise für das Folgejahr kann der Markt liefern. Der „Phelix Baseload 
Y ear Future“ ist der Preis, den man an einem beliebigen Handelstag an der Strombörse bezahlen muss, um im 
Folgejahr Strom geliefert zu bekommen. Dieser Preis stellt an diesem Handelstag die beste Voraussage für den 
Börsenstrompreis des Folgejahres dar. Aufgrund des Wechselspiels von Angebot und Nachfrage ändert sich al- 
lerdings jeden Tag der Börsenpreis, den man für eine Stromlieferang im Folgejahr zahlen muss. Das ist ebenfalls 
wiederum abhängig davon, wie der Markt am jeweiligen Handelstag den Börsenstrompreis für das Folgejahr ein- 
schätzt. Bildet man nun über eine repräsentativen Zeitraum - nämlich den Dreimonatszeitraum nach Satz 3 - den 
Durchschnitt der Preise, die an all diesen Handelstagen jeweils für den „Phelix Baseload Year Future“ an der 
Börse aufgerafen wurden, erhält man die bestmögliche Prognose des Strompreises für das Folgejahr. 

Der Phelix Future ist ein finanzielles Terminprodukt, das werktäglich für zukünftige Stromlieferangen gehandelt 
wird (derzeit für bis zu sechs Jahre t+6 im Voraus) und das Marktgebiet Deutschland/Österreich umfasst. Weitere 
Informationen zum Produkt Phelix Baseload Year Future sind auf der Homepage der EEX abrafbar 
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(www.eex.com/de Handel Verordnungen & Regelwerke Kontraktspezifikationen), ln Satz 2 wird nun 
auf die Strombörse European Energy Exchange AG in Leipzig abgestellt, da an dieser Börse das Produkt Phelix 
Baseload Y ear Future gehandelt wird. 

ln Satz 3 wird der bisherige Zeitraum zur Ermittlung des Durchschnittswertes der täglichen Terminkontraktpreise 
nach Satz 2 von einem Jahr (Oktober des Vorjahres bis einschließlich September des laufenden Jahres) auf drei 
Monate verkürzt. Zur Berechnung des Mittelwertes ist der so genannte Abrechnungspreis (Settlement Price) zu 
berücksichtigen. Der Preis für „Phelix Baseload Y ear Future“ ist tagesgenau und auch für zurückliegende Zeit- 
räume auf der Homepage der EEX abrufbar (www.eex.com/de Marktdaten Strom Terminmarkt Phelix 
Futures, das Produkt ist dort verkürzt als „Phelix Base Y ear Future“ bezeichnet). 

Die Verkürzung des Zeitraums soll die Prognose der Strompreise im Folgejahr verbessern. Grundsätzlich gilt, 
dass aktuelle Preise bessere Informationen für eine Prognose beinhalten als ältere Preise. Die vergangenen Jahre 
haben deutlich gemacht, dass die Erlöse, die die Übertragungsnetzbetreiber aus der Vermarktung der emeuerbaren 
Energien am untertägigen Spotmarkt erzielten, deutlich unter dem einjährigen Durchschnittspreis für das Produkt 
Phelix Baseload Y ear Future gelegen haben. Für die Prognose der EEG -Umlage des Jahres 2013 setzten die Über- 
tragungsnetzbetreiber auf Basis des einjährigen Futurepreises Erlöse in Höhe von 51,15 Euro pro Megawattstunde 
(MWh) an. Der tatsächlich am vortägigen Spotmarkt realisierte Durchschnittspreis belief sich im Jahr 2013 auf 
37,82 Euro pro MWh. Für die Umlage des Jahres 2014 wurden Erlöse in Höhe von 41,45 Euro pro MWh ange- 
setzt. Durchschnittlich wurden bis einschließlich September 2014 32,09 Euro pro MWh erlöst. 

Ein sinkender Preis am vortägigen Spotmarkt hat im Vergleich zum angesetzten Futurepreis einen signifikanten 
Liquiditätseffekt. Ein Rückgang von 5 Euro pro MWh bedeutet Mindereinnahmen von rd. 700 Millionen Euro für 
das EEG-Konto. fm umgekehrten Fall wären Mehreinnahmen in gleicher Höhe zu erwarten. Durch diesen Effekt 
kann auch die Prognose der Umlage verzerrt werden. Eine starke Veränderung des Spotmarktpreises und die 
damit verbundenen Minder- oder Mehreinnahmen müssen bei der Ermittlung der EEG-Umlage im Folgejahr 
durch die Verrechnung des EEG-Kontostandes ausgeglichen werden. 

Grundsätzlich wäre eine noch weitergehende Verkürzung des zugrunde gelegten Zeitraums auf den letzten Han- 
delstag denkbar. Für die Umlage des Jahres 2013 lag der Futurepreis für das Jahr 2013 am letzten Handelstag des 
September (28. September 2012) bei 47,76 Euro pro MWh. Dieser Wert liegt rd. 3,40 Euro unter dem verwendeten 
mittleren Jahreswert der Übertragungsnetzbetreiber, aber noch deutlich über dem tatsächlich eingetretenen Wert. 
Gegen eine solche Lösung spricht jedoch, dass kurzfristige Sondereffekte oder exogene Schocks (das Reaktorun- 
glück von Fukushima wäre ein Beispiel hierfür) die Preise dominieren können, obwohl sie nicht ökonomisch 
fundamental begründet und somit für die Prognose zukünftiger Preise wenig relevant sind. Derartige Effekte kön- 
nen wiederum durch einen längeren Zeitraum für die Mittelung abgemildert werden. 

Durch die jetzt vorgenommene Verkürzung des Zeitraums auf drei Monate soll einerseits die tatsächlich erwartete 
Marktentwicklung besser abgebildet, aber andererseits sichergestellt werden, dass kurzfristige Sondereffekte das 
Ergebnis nicht determinieren. Die Wahl des dreimonatigen Zeitraums stellt somit einen Mittelweg zwischen dem 
bisherigen einjährigen Zeitraum und einem Abstellen lediglich auf den letzten Handelstag dar: Der jetzt einge- 
führte Dreimonatszeifraum hätte für das Jahr 2013 einen Wert von rd. 48,70 Euro pro MWh (statt 51,15 Euro pro 
MWh) und für das Jahr 2014 einen Wert von 37,38 Euro pro MWh (statt 41,45 Euro pro MWh) ergeben. Diese 
Werte liegen näher am Durchschnittspreis, der tatsächlich am vortägigen Spotmarkt realisiert wurde, als die Werte 
auf Basis der bisherigen Prognosen mit einjährigem Befrachtungszeifraum. Dadurch, dass das Ende des Befrach- 
tungszeifraums auf den 15. September vorverlegt wird, steht der anzusetzende Börsenpreis zwei Wochen früher 
als bisher zur Verfügung. Dies gibt den Überfragungsnetzbefreibem und den Gutachtern mehr Zeit bei der Arbeit 
an der Ermittlung der EEG-Umlage. Dabei hat die Verlegung jeweils auf den 15. September keinen nennenswer- 
ten Einfluss auf das Ergebnis. Für die oben befrachteten Beispiele der Jahre 2013 und 2014 ergeben sich lediglich 
Unterschiede im Nachkommabereich. 

Nach der neuen Regelung in Satz 3 sind die Preise für Handelstage ab dem 16. Juni bis zum 15. September des 
laufenden Kalenderjahres zugrunde zu legen und ist daraus der Durchschnittspreis zu ermitteln. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält die Positionen, die für die Ermittlung der EEG-Umlage nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 als 
Einnahmen anzusehen sind. Absatz 3 wurde neu nummeriert und erweitert. 
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Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 zählen zu den Einnahmen zunächst die Einnahmen aus der Vermarktung der einspeisevergüteten 
Strommengen nach § 2 durch die Übertragungsnetzbetreiber. Nummer 1 entspricht inhaltlich der bisherigen Num- 
mer 1 . Da in § 2 die bisherige Anforderang der Vermarktung an einem „vortägigen oder untertägigen“ Spotmarkt 
gestrichen wird (siehe oben), ist in der Folge redaktionell auch in Nummer 1 der Passus zur „vortägigen und 
untertägigen“ Vermarktung zu streichen. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 ist unverändert geblieben. Darunter fallen zunächst wie bisher Zahlungen der EEG-Umlage nach § 60 
Absatz 1 EEG 2014 durch Elektrizitätsversorgungsuntemehmen. Seit Inkrafttreten des EEG 2014 fallen darunter 
weiterhin Zahlungen der EEG-Umlage nach § 61 Absatz 1 EEG 2014 von Eigenversorgen und sonstigen Letzt- 
verbrauchem, die den Übertragungsnetzbetreibem direkt zufließen. Zudem sind auch Zahlungen der EEG-Um- 
lage nach § 61 Absatz 1 EEG 2014, die von den Verteilemetzbetreibem nach den §§ 7 ff erhoben und an die 
Übertragungsnetzbetreiber weitergeleitet werden, erfasst. Da Verteilemetzbetreiber nach § 8 Absatz 1 nur zu 95 
Prozent der EEG-Umlage nach § 61 Absatz 1 EEG 2014 weiterleiten müssen, sind insofern von Nummer 2 auch 
nur diese 95 Prozent erfasst. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 entspricht der bisherigen Nummer 2a. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 entspricht der bisherigen Nummer 3. 

Zu Nummer 5 

Nummer 5 entspricht der bisherigen Nummer 5. Da die Regelung zum Ausgleich zwischen Abschlagszahlungen 
und der Endabrechnung, der bisher in Absatz 6 geregelt war, nun in Absatz 7 geregelt ist, war der Verweis in 
Nummer 5 entsprechend redaktionell anzupassen. 

Zu Nummer 6 

Nummer 6 ist unverändert. 

Zu Nummer 7 

Nummer 7 entspricht der bisherigen Nummer 4. Es wurde präzisierend ergänzt, dass es sich um den EEG-Bilanz- 
kreis nach § 1 1 der Stromnetzzugangsverordnung handelt. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 

Zu Nummer 8 

Durch die neue Nummer 8 können Einnahmen, die sich aufgrund der Freiflächenausschreibungsverordnung nach 
§88 EEG 2014 ergeben, als Einnahmen im Sinne des Absafzes 3 zugunsten des EEG-Kontos bestimmt werden. 
Als mögliche Einnahmen kommen hier z. B. Pönalen in Frage. Gleiches gilt für Einnahmen, die sich aufgrund 
der geplanfen Öffnung der Pilofausschreibung für europäische Freiflächenanlagen außerhalb Deutschlands erge- 
ben. 

Zu Nummer 9 

Die neue Nummer 9 verweist auf § 6 Absatz 3 AusglMechAV. Dort sind weitere Positionen aufgeführt, die auch 
bislang schon zu den Einnahmen nach Absatz 3 zählten. Nummer 9 ändert daher nichts an der bisherigen Rechts- 
lage, sondern dient lediglich der besseren Übersicht für den Rechtsanwender. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält die Positionen, die für die Ermittlung der EEG-Umlage nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 als 
Ausgaben anzusehen sind. Absatz 4 wurde neu nummeriert und erweitert. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 entspricht der bisherigen Nummer 1 . Zu den Ausgaben nach Nummer 1 zählen insbesondere die Zah- 
lungen für Einspeisevergütung und Marktprämie nach § 19 EEG 2014 sowie für die Bereitstellung installierter 
Leistung nach § 55 EEG 2014. Wenn die Freiflächenausschreibungsverordnung nach § 88 EEG 2014 in Kraft 
fritf, zählen dazu auch die Förderzahlungen für Strom oder bereitgestellte installierte Leistung aus PV-Freiflä- 
chenanlagen, die durch diese Ausschreibungen ermittelt werden (vgl. § 55 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014). Wenn 
diese Ausschreibungen für europäische Freiflächenanlagen außerhalb Deufschlands geöffnef werden, fallen die 
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entsprechenden Förderzahlungen für Strom oder installierte Leistung auch unter Nummer 1. Der bisherige Ver- 
weis auf § 57 Absatz 1 EEG 2014 wurde gestrichen, da es sich dabei um eine reine Erstattungsvorschrift handelt 
und der erstattete Betrag bereits durch den Verweis auf die §§ 19 und 52 EEG 2014 erfasst ist. 

Zu Nummer 2 

Durch Nummer 2 können Ausgaben, die sich aufgrund der Freiflächenausschreibungsverordnung nach § 88 EEG 
2014 ergeben, als Ausgaben im Sinne des Absatzes 4 zulasten des EEG-Kontos bestimmt werden. Ausgaben für 
die Förderung des erzeugten Stroms oder der installierten Leistung der Freiflächenanlagen sind jedoch nicht von 
Nummer 2, sondern schon von Nummer 1 erfasst. Als mögliche Ausgabe nach Nummer 2 kommt z. B. die Er- 
stattung von Aufwendungen für Teilnahme am Ausschreibungsverfahren in Frage, sofern die Freiflächenaus- 
schreibungsverordnung dies vorsieht. Gleiches gilt für Ausgaben, die sich aufgrund der ggf separaten Verordnung 
zur Öffnung für europäische Freiflächenanlagen außerhalb Deutschlands ergeben. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 entspricht der bisherigen Nummer Ib. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 entspricht der bisherigen Nummer 3. 

Zu Nummer 5 

Nummer 5 entspricht der bisherigen Nummer 2. Da die Regelung zum Ausgleich zwischen Abschlagszahlungen 
und der Endabrechnung, die bisher in Absatz 6 geregelt war, nun in Absatz 7 geregelt ist, war der Verweis in 
Nummer 5 entsprechend redaktionell anzupassen. Sollte es zu Überzahlungen direkt durch einen Letztverbraucher 
kommen (z. B. im Zuge der Abwicklung der durch die EU-Kommission veranlassten Rückforderungen bei der 
Besonderen Ausgleichsregelung nach dem EEG 2012), sind auch diese durch den Übertragungsnetzbetreiber aus- 
zugleichen. 

Zu Nummer 6 

Nummer 6 entspricht der bisherigen Nummer 4. 

Zu Nummer 7 

Nummer 7 entspricht der bisherigen Nummer 5. Erfasst sind die notwendigen Kosten für Ausgleichsenergie, die 
anfallen, wenn beim EEG-Bilanzkreis Abweichungen zwischen den prognostizierten und den tatsächlich einge- 
stellten Strommengen entstehen. 

Zu Nummer 8 

Nummer 8 entspricht inhaltlich der bisherigen Nummer 6. Im Zuge der Streichung des Kriteriums der 
„vortägigen und untertägigen“ Vermarktung in § 2 wurde Nummer 8 redaktionell entsprechend angepasst und 
dieses Kriterium auch in Nummer 8 gestrichen. 

Zu Nummer 9 

Die neue Nummer 9 verweist auf § 6 AusglMechAV. Dort sind weitere Positionen aufgeführt, die auch bislang 
zu den Ausgaben nach Absatz 4 zählten. Nummer 9 ändert daher nichts an der bisherigen Rechtslage, sondern 
dient lediglich der besseren Übersicht für den Rechtsanwender. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 Satz 1 und 2 entspricht dem bisherigen Absatz 5. Je nach dem, ob die Differenz zwischen Einnahmen 
und Ausgaben auf dem EEG-Konto einen positiven oder einen negativen Saldo ergibt, resultieren daraus Zinsen, 
die den Übertragungsnetzbetreibem zugutekommen — diese stellen dann Einnahmen nach Absatz 3 Nummer 4 
dar - oder von den Übertragungsnetzbetreibem zu zahlen sind — diese stellen dann Ausgaben nach Absatz 4 
Nummer 4 dar. Der neue Satz 3 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 6 Absatz la AusglMechV, der dort ent- 
sprechend durch Artikel 2 gestrichen wird. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 6 Absatz 4 AusglMechV, der dort entsprechend durch Artikel 2 ge- 
strichen wird. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 entspricht dem bisherigen Absatz 6. 
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Zu Absatz 8 

Absatz 8 entspricht dem bisherigen Absatz 7. 

Zu § 4 (Beweislast) 

§ 4 entspricht dem bisherigen § 5. 

Zu § 5 (Veröffentlichung der EEG-Umlage) 

§ 5 entspricht inhaltlich weitgehend dem bisherigen § 3 Absatz 2. 

Zu Absatz 1 

Wie schon bislang müssen die Übertragungsnetzbetreiber nach Absatz 1 bis zum 15. Oktober eines Kalenderjah- 
res die EEG-Umlage für das folgende Kalenderjahr auf ihren Intemetseiten in nicht personenbezogener Form 
veröffentlichen. Die Regelung, dass die EEG-Umlage in Cent pro Kilowattstunde zu ermitteln ist, die von einem 
Letztverbraucher verbraucht wurde und nach § 60 oder § 61 EEG 2014 umlagebelastet ist, wurde weitgehend 
beibehalten, jedoch vom bisherigen § 3 Absatz 2 in § 3 Absatz 1 Satz 2 verlagert. Gleiches gilt für den bislang in 
§ 3 Absatz 2 zweiter Halbsatz enthaltenen Verweis auf § 66 Absatz 4 EEG 2014. Dieser wurde ebenfalls in § 3 
Absatz 1 Satz 3 verlagert und dort in einen Verweis § 66 Absatz 5 Satz 2 EEG 2014 korrigiert. Bei der Veröffent- 
lichung der EEG-Umlage sollen die Übertragungsnetzbetreiber - wie auch bisher schon praktiziert — neben der 
EEG-Umlage auch eine EEG-Kemumlage ausweisen. Die EEG-Kemumlage stellt die im jeweiligen Jahr anfal- 
lenden Differenzkosten der EEG-Förderang in Cent pro Kilowattstunde (kWh) dar, ohne den jeweiligen Konto- 
ausgleich oder die ggf. anzusetzende Liquiditätsreserve zu berücksichtigen. Sie ist somit ein genaueres Maß für 
Förderkosten, da Sondereffekte ausgeblendet werden. 

Die Übertragungsnetzbetreiber müssen nur die Strommengen vermarkten, die durch die feste Einspeisevergütung 
vergütet werden. Aufgrund der nach dem EEG 2012 noch optionalen und mit dem EEG 2014 verbindlichen 
Marktprämie werden die Strommengen, die die Übertragungsnetzbetreiber vermarkten, tendenziell abnehmen. 
Die Übertragungsnetzbetreiber haben bei der Ermittlung der EEG-Umlage bislang nicht die gesamten Förderzah- 
lungen ausgewiesen, da bei der Direktvermarktung in der Marktprämie, nur - grob gesprochen - die Differenz 
aus anzulegendem Wert und durchschnittlichen Börsenerlösen an den Anlagenbetreiber gezahlt wird. Ebenfalls 
wurden auch die zu erwartenden Erlöse aus Marktprämienstrom nicht veröffentlicht. 

Mit zunehmender Nutzung der Direktvermarktung und sinkender Inanspruchnahme der Einspeisevergütung sin- 
ken die Einnahmen der Übertragungsnetzbetreiber aus der Vermarktung des einspeisevergüteten Stroms. Um ei- 
ner verzerrten Darstellung der Einnahmen und Ausgaben im Rahmen des EEG 2014 vorzubeugen, wäre es hilf- 
reich, wenn die Übertragungsnetzbetreiber zukünftig den gesamten Vergütungsanspruch von Anlagenbetreibem 
in der Festvergütung und der Marktprämie sowie die zu erwartenden Vermarktungserlöse in der Festvergütung 
und der Marktprämie veröffentlichen. Die Übertragungsnetzbetreiber haben dies bereits im Rahmen der Festle- 
gung der EEG-Umlage für das Jahr 2015 umgesetzt und sollten sich in zukünftigen Darstellungen hieran orien- 
tieren. 

Im neu hinzugekommenen Satz 2 und in Absatz 2 sind teilweise Transparenzvorschriften enthalten, die bisher in 
der AusglMechAV geregelt waren, teilweise sind neue Transparenzvorschriften enthalten. Durch die Integration 
von Vorschriften, die bisher in der AusglMechAV enthalten waren, werden zum einen gewisse Dopplungen (z. 
B. zum Datum der Veröffentlichung der EEG-Umlage) beseitigt, zum anderen werden die wesentlichen Regelun- 
gen zu Ermittlung und Transparenz der EEG-Umlage nun einheitlich in der AusglMechV selbst konzentriert. 

Zu Nummer 1 

Die neue Nummer 1 entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung in § 3 Absatz 2 Satz 3 AusglMechAV. 

Zu Nummer 2 

Zur weiteren Erhöhung der Transparenz sind die Ühertragungsnetzbetreiber nunmehr nach Nummer 2 angehalten, 
die Umlage für den Anlagenbestand und für Neuanlagen getrennt auszuweisen. Diese Darstellung trägt dem Um- 
stand Rechnung, dass durch die Förderung über das EEG in den letzten Jahren erhebliche Lemeffekte - insbeson- 
dere im Bereich der Photovoltaik - erzielt worden sind. Dadurch konnten in den letzten Jahren die erforderlichen 
Vergütungssätze für Neuanlagen kontinuierlich deutlich gesenkt werden. Neue Anlagenjahrgänge führen deshalb 
zu deutlich geringeren Differenzkosten als Anlagenjahrgänge der Vorjahre. Für die langfristig noch zu erwarten- 
den Kosten des weiteren Ausbaus der emeuerbaren Energien und die Akzeptanz der Energiewende ist dies eine 
wichtige Information. 
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Die Ausweisung der Umlage für den Anlagenbestand und für Neuanlagen ist nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik im Rahmen der jährlichen Prognose der EEG-Umlage zu erstellen. Die Verordnung macht bewusst 
keine Vorgaben zur konkreten Ausgestaltung. Es wäre aber z. B. denkbar, dass diejenigen Jahrgänge als Bestands- 
anlagen ausgewiesen werden, für die eine von Wirtschaftsprüfern testierte EEG-Jahresabrechnung vorliegt. Die 
Ausweisung von neuen Anlagen sollte demnach auf die jeweiligen Prognosen der EEG-Umlage gestützt sein und 
würde zwei Jahrgänge umfassen. In der Darstellung oder den Erläuterungen hierzu sollte berücksichtigt werden, 
dass in der Summe die Neuanlagen des folgenden Jahres nicht über den vollen Jahreszeitraum einspeisen, weil 
sie erst über das Jahr verteilt in Betrieb genommen werden. Schematisch könnte die Darstellung etwa wie folgt 
aussehen: 
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■ Sonstige Kosten 
(Kontoausgleich, 
Liquiditätsreserve etc.) 

■ Neuanlagen (Prognose 
Folgejahr) 


■ Neuanlagen (Prognose 
laufendes Jahr) 


■ Altanlagen (testierter 
Anlagenbestand) 


Zu Nummer 3 

Auch Nummer 3 ergänzt die bisherigen Veröffentlichungspflichten. Der kontinuierliche Ausbau der emeuerbaren 
Energien über das EEG wurde von steigenden EEG-Differenzkosten begleitet. Anlagenbetreiber haben ab Inbe- 
triebnahme einen Vergütungsanspruch von 20 Jahren (zuzüglich dem Jahr der Inbetriebnahme). Jedes Jahr kom- 
men neue Anlagen hinzu, was die Differenzkosten erhöht. Sie lagen z. B. im Jahr 2006 bei rd. 6 Milliarden Euro 
und im Jahr 2010 bei rd. 9,5 Milliarden Euro. Für das Jahr 2015 schätzen die Übertragungsnetzbetreiber die Dif- 
ferenzkosten auf rd. 22 Milliarden Euro. Diese Differenzkosten werden von den Stromverbrauchem über die 
EEG-Umlage finanziert. Mit den ansteigenden Differenzkosten ist auch das Informationsbedürfnis der Stromver- 
braucher gestiegen, welche Verbrauchergruppen zu welchen Anteilen diese Kosten — die sich letztlich in der EEG- 
Umlage niederschlagen — tragen. Hierzu zählen neben Privathaushalten vor allem die Bereiche Wirtschaft und 
Industrie, Gewerbe, Handel und Dienstleistungen, die öffentliche Hand oder auch der Bereich Verkehr und Land- 
wirtschaft. 

Wie sich die EEG-Umlage prozentual auf diese und ggf weitere ausgewählte Verbrauchergrappen verteilt, soll 
zukünftig jeweils mit der EEG-Umlage veröffentlicht werden. Das entspricht dem wachsenden Informationsbe- 
dürfnis der Öffentlichkeit und kann Fehlwahmehmungen Vorbeugen. Aus diesem Grand sollen die Übertragungs- 
netzbetreiber die Lastenteilung der EEG-Umlage nach dem Stand von Wissenschaft und Technik im Rahmen der 
jährlichen Prognose der EEG-Umlage einschätzen und zusammen mit der EEG-Umlage veröffentlichen. Der An- 
teil sollte im Verhältnis zum absoluten Wert der EEG-Umlage dargestellt werden, die im folgenden Jahr zu zahlen 
ist. Eine mögliche Darstellung könnte etwa folgendermaßen aussehen: 
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Zu Absatz 2 

Der neue Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 3 Absatz 2 Satz 2 AusglMechAV. 

Zu Absatz 3 

Der neue Absatz 3 integriert den bisherigen § 4 Absatz 2 AusglMechAV in die AusglMechV. 

Zu § 6 (Veröffentlichung der EEG-Vorausschau) 

§ 6 entspricht inhaltlich weitgehend dem bisherigen § 3 Absatz 4 AusglMechAV. Diese Regelung zur sogenannten 
Mittelfristprognose steht in inhaltlichem Zusammenhang zur Veröffentlichung der EEG-Umlage. Daher wurde 
die Regelung direkt in die AusglMechV integriert. 

Zu Absatz 1 

Nach Satz 1 ist auch die Vorausschau für die folgenden fünf Kalenderjahre künftig bereits bis zum 15. Oktober 
zu veröffentlichen. Damit fallen beide wesentlichen Veröffentlichungen der Übertragungsnetzbetreiber zum EEG 
2014 — die Veröffentlichung der EEG-Umlage für das folgende Kalenderjahr nach § 3 sowie die Veröffentlichung 
der EEG-Vorausschau nach § 6 - künftig auf denselben Zeitpunkt. Durch die Verpflichtung, auch die Voraus- 
schau künftig schon bis zum 15. Oktober eines Jahres anstatt wie bisher nach § 3 Absatz 3 und 4 AusglMechAV 
erst bis zum 15. November zu veröffentlichen, haben die Übertragungsnetzbetreiber und ihre Gutachter dafür 
künftig einen Monat weniger Zeit. 

Im Gegenzug wurde § 3 Absatz 3 AusglMechAV gestrichen, durch den die Übertragungsnetzbetreiber bisher 
verpflichtet waren, im Rahmen der sogenannten Mittelfristprognose auch die Bandbreite der EEG-Umlage für 
das übernächste Jahr zu prognostizieren. Die Erfahrang der letzten Jahre hat gezeigt, dass die Bandbreite oft zu 
weit und daher nicht als Entscheidungsbasis für die energiewirtschaftlichen Akteure geeignet war. Insofern wer- 
den die Übertragungsnetzbetreiber künftig entlastet. 

Zu Nummer 1 

Satz 2 Nummer 1 entspricht weitgehend dem bisherigen § 3 Absatz 4 Satz 2 AusglMechAV. ln Buchstabe a wurde 
präzisierend ergänzt, dass sich die Entwicklung der installierten Leistung auf die installierte Leistung von Anla- 
gen, d. h. Anlagen nach § 5 Nummer 1 EEG 2014 zur Erzeugung von Strom aus emeuerbaren Energien oder aus 
Grubengas, bezieht. Eine inhaltliche Änderang ist damit nicht verbunden. Buchstabe c stellt künftig auf die er- 
zeugte und nicht mehr nur auf die eingespeiste Jahresarbeit ab. Dadurch werden insbesondere auch die zur Ei- 
genversorgung verbrauchten Strommengen bei der Vorausschau berücksichtigt. Buchstabe d stellt statt auf die 
„Vergütungen“ nun auf die „finanziellen Förderungen“ ab. Dies ist der mit dem EEG 2014 geänderten Fördersys- 
tematik und Terminologie geschuldet. Buchstabe e wurde eingefügt, weil es für die Transparenz der Vorausschau 
hilfreich ist, wenn differenziert wird zwischen den verschiedenen Veräußerungsformen nach § 20 Absatz 1 EEG 
2014. 
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Zu Nummer 2 

Nummer 2 entspricht dem bisherigen § 3 Absatz 4 Satz 5 AusglMechAV. Danach sind auch der Letztverbrauch 
sowie der privilegierte Letztverbrauch zu prognostizieren. Der Letztverbrauch umfasst zum einen Lieferungen an 
Letztverbraucher nach § 60 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014, die nicht durch die Besondere Ausgleichsregelung privi- 
legiert sind. Zum anderen sind davon Eigenversorgung, auf die die volle EEG-Umlage nach § 6 1 Absatz 1 Satz 2 
EEG 2014 zu entrichten ist, sowie sonstiger Letztverbrauch nach § 61 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014 erfasst. Privile- 
gierter Letztverbrauch umfasst Strombezug, der durch die Besondere Ausgleichsregelung nach den §§ 63 ff, 103 
EEG 2014 privilegiert ist, sowie Eigenversorgung, die nach § 61 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014 privilegiert ist. 

Der bisherige § 3 Absatz 4 Satz 3 AusglMechAV wurde gestrichen, da die Strommengen, die voraussichtlich 
direkt vermarktet werden, schon direkt nach den Regelungen in Nummer 1 zu berücksichtigen sind. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht inhaltlich weitgehend dem bisherigen § 3 Absatz 4 Satz 4 AusglMechAV. Die Reihenfolge 
der Aufzählung wurde geändert und an § 5 Nummer 14 EEG 2014 angelehnt. Lediglich bei solarer Strahlungs- 
energie wurde eine inhaltliche Änderang vorgenommen. Hier ist künftig nach den Nummern 4 und 5 nach Frei- 
flächenanlagen und sonstigen Solaranlagen zu differenzieren. Mit der neuen Freiflächenausschreibungsverord- 
nung und der damif verbundenen Umsfellung der Förderang von Freiflächenanlagen entspricht diese Differenzie- 
rung besser der künftigen Förderstraktur. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 Satz entspricht inhaltlich dem bisherigen § 3 Absatz 4 Satz 6 und 7 AusglMechAV. 

Zu § 7 (Erhebung der EEG-Umlage von Letztverbrauehern und Eigenversorgern) 

§ 7 betrifft die Erhebung der EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014. Die Zuständigkeit für die Erhebung isf in § 7 
feilweise abweichend von § 61 EEG 2014 geregelf. § 7 betrifft hingegen nicht die Erhebung der EEG-Umlage 
nach § 60 EEG 2014. Diese Erhebung erfolgt weiterhin allein durch die Ühertragungsnetzbetreiber. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 zählt auf, in welchen Fällen die EEG-Umlage auf die Eigenversorgung vom Übertragungsnetz- 
betreiber erhoben wird, wie es auch von § 61 EEG 2014 vorgesehen ist. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 regelt den Anspruch der Übertragungsnetzbetreiber auf die EEG-Umlage bei Stromerzeugungsanla- 
gen, die direkt an das Übertragungsnetz angeschlossen sind. Hier bestehen ohnehin bereits Kommunikation und 
Datenaustausch zwischen dem Anlagenbetreiber und dem Ühertragungsnetzbetreiber. Im Falle einer EEG-Anlage 
ist es der Ühertragungsnetzbetreiber, der hier die finanzielle Förderung an den Anlagenbetreiber zahlt. Aus Effi- 
zienzgründen ist es sinnvoll, es bei diesem einen, bereits bestehenden Austauschkanal zu belassen und keinen 
weiteren Akteur in das Abrechnungsverhältnis zu involvieren. 

Dabei ist unerheblich, ob die Stromerzeugungsanlage unmittelbar an das Netz des Übertragungsnetzbetreibers 
angeschlossen ist oder mittelbar über ein geschlossenes Verteilernetz oder ähnliche Konstellationen. Fälle, in 
denen die Stromerzeugungsanlage an ein Verteilernetz der allgemeinen Versorgung angeschlossen ist und daher 
nur in diesem Sinne mittelbar auch an das Übertragungsnetz angeschlossen ist, sind hingegen nicht von Nummer 
1 , sondern von Absatz 2 erfasst. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 sieht den Anspruch der Ühertragungsnetzbetreiber auf Zahlung der EEG-Umlage nach § 6 1 EEG 2014 
in den Fällen vor, in denen die zur Eigenversorgung genutzte Stromerzeugungsanlage zu einer Abnahmestelle 
gehört, an der die EEG-Umlage nach der Besonderen Ausgleichsregelung bzw. den dazugehörigen Übergangs- 
und Härtefallbestimmungen begrenzt ist. Die Begrenzungsentscheidung wird auch dem Übertragungsnetzbetrei- 
ber bekannt gegeben und wirkt auch gegenüber diesem (§ 66 Absatz 4 EEG 2014). Sie erfass! auch eigenerzeugfe, 
selbsf verbrauchfe Sfrommengen und spielt daher eine Rolle für die EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 und ihre 
konkrefe Höhe. Insofern besteht hier über die Begrenzungsentscheidung schon eine Verbindung des Übertra- 
gungsnetzbetreibers zum Betreiber der Stromerzeugungsanlage. 

Weiterhin sind auch die Strommengen nach § 61 Absafz 1 EEG 2014 für die Anwendbarkeit und die Höhe des 
sog. „Cap“ oder „Super-Cap“ nach § 64 Absatz 2 Nummer 3 EEG 2014 zu berücksichfigen. Es isf im Interesse 
der privilegierten Unternehmen, die sich sowohl selbst versorgen als auch Strom liefern lassen, wenn die Üher- 
tragungsnetzbetreiber die Strommengen aus beiden Bezugsquellen kennen und dadurch zeitnah erfahren, wann 
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die Deckelung nach § 64 Absatz 2 Nummer 3 EEG 2014 erreicht ist. Daher ist es sinnvoll, auch in diesen Fällen 
die Einziehung der EEG-Umlage beim Übertragungsnetzbetreiber zu belassen. Nummer 2 erfasst nur nach § 6 1 
EEG 2014 umlagepflichtige Strommengen. Nicht umlagepflichtige Strommengen sind schon nicht Gegenstand 
dieser Verordnung. 

Bei der umlagepflichtigen Eigenversorgung von Unternehmen ist der Begriff „Abnahmestelle“ im Sinne von § 64 
Absatz 6 Nummer 1 EEG 2014 zu verstehen, bei der von Schienenbahnen im Sinne von § 65 Absatz 3 EEG 2014. 

Zu Nummer 3 

Nach Nummer 3 ist der Übertragungsnetzbetreiber zur Einziehung der EEG-Umlage berechtigt, wenn die Strom- 
erzeugungsanlage zum Teil zur Eigenversorgung genutzt wird, ein Teil des Stromes aber nicht vom Anlagenbe- 
treiber selbst verbraucht, sondern unmittelbar an Letztverbraucher weitergeliefert wird, die nicht mit dem Betrei- 
ber der Stromerzeugungsanlage personenidentisch sind. Wenn der Letztverbraucher nicht personenidentisch mit 
dem Betreiber der Anlage ist, liegt keine Eigenversorgung nach § 5 Nummer 12 EEG 2014 vor. Insbesondere 
erfasst sind von Nummer 3 Fälle von „Nachbarschaftslieferungen“, in denen ein Hauseigentümer z. B. eine Pho- 
tovoltaikdachanlage betreibt und den darin erzeugten Strom an seine Mieter oder Nachbarn liefert, soweit er ihn 
nicht selbst verbrauchen kann. Weiterhin erfasst sind aber auch Lieferungen an Letztverbraucher, wenn für die 
Lieferang ein Netz genutzt wird. 

Durch das Kriterium der Unmittelbarkeit wird klargestellt, dass ausschließlich Konstellationen erfasst sind, in 
denen der Betreiber der Stromerzeugungsanlage durch die Belieferang von Dritten zugleich auch ein Elektrizi- 
tätsversorgungsuntemehmen nach § 5 Nummer 13 EEG 2014 ist. Denn nur in diesen Fällen erheben die Übertra- 
gungsnetzbetreiber ohnehin schon nach § 60 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014 die EEG-Umlage für diese Stromliefe- 
rangen. ln diesen Fällen erscheint es sinnvoll, dass der Übertragungsnetzbetreiber auch die Erhebung auf die 
Eigenversorgung aus derselben Stromerzeugungsanlage übernimmt. Für die Umlageerhebung auf die Eigenver- 
sorgung zusätzlich noch den Verteilemetzbetreiber einzubinden, würde unnötigen Aufwand schaffen. 

Fälle, in denen der Betreiber der Stromerzeugungsanlage hingegen den Strom z. B. an ein Elektrizitätsversor- 
gungsuntemehmen oder an einen Direktvermarktungsuntemehmer liefert und der erzeugte Strom daher nur mit- 
telbar an einen Letztverbraucher gelangt, sind nicht erfasst. Denn in diesen Fällen ist der Betreiber der Stromer- 
zeugungsanlage kein Elektrizitätsversorgungsuntemehmen und es wird für seine Stromliefemng bzw. Einspei- 
sung von vornherein keine EEG-Umlage erhoben. Ansonsten müsste z. B. bei allen EEG -Anlagen, die ihren Strom 
teilweise in der Einspeisevergütung veräußern oder direkt vermarkten, der Übertragungsnetzbetreiber auf die Ei- 
genversorgungsmengen die EEG-Umlage erheben. Das widerspräche der Absicht des Absatzes 2 zur Verwal- 
tungsvereinfachung. 

Zu Nummer 4 

ln Nummer 4 wird festgelegt, dass die Übertragungsnetzbetreiber auch in den Fällen des § 6 1 Absatz 1 Satz 3 
EEG 2014 die EEG-Umlage einziehen. § 61 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014 erfasst den sonstigen Letztverbrauch von 
Strom, der nicht im Rahmen der Eigenversorgung im Sinne von § 5 Nummer 12 EEG 2014 verbraucht wird und 
der auch nicht von einem Elektrizitätsversorgungsuntemehmen im Sinne des § 5 Nummer 13 EEG 2014 geliefert 
wird. Hier sind zunächst Fälle erfasst, in denen kein Elektrizitätsversorgungsuntemehmen im Sinne des § 5 Num- 
mer 13 EEG 2014 beteiligt ist, etwa weil der im Inland verbrauchte Strom von einem ausländischen Versorgungs- 
Unternehmen geliefert wird, das außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des EEG 2014 liegt und daher nicht 
der Definition in § 5 Nummer 13 EEG 2014 unterfällt. 

Weiterhin sind insbesondere auch Fälle erfasst, in denen der Strom selbst erzeugt und verbraucht wird, jedoch 
keine Eigenversorgung im Sinne von § 5 Nummer 12 EEG 2014 vorliegt. Das kann insbesondere der Fall sein, 
wenn der Betreiber der Stromerzeugungsanlage den erzeugten Strom zwar selbst verbraucht, der Verbrauch je- 
doch nicht im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang stattfindet oder der Strom durch ein Netz durchgeleitet 
wird. Wenn in den Fällen des § 61 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014 ein Netz genutzt wird, können die Übertragungs- 
netzbetreiber diese Konstellationen typischerweise über Bilanzkreise nach § 5 Nummer 5 EEG 2014 nachvollzie- 
hen. 

Absatz 1 Satz 2 sieht vor, dass jeweils der Übertragungsnetzbetreiber für die Erhebung der EEG-Umlage zustän- 
dig ist, in dessen Regelzone der Strom verbraucht wird. Die EEG-Umlage fällt auf den Verbrauch von Strom an, 
nicht auf die Erzeugung. Befindet sich z. B. eine Stromerzeugungsanlage in einer Regelzone und findet der Letzt- 
verbrauch in einer anderen Regelzone statt, ist der Übertragungsnetzbetreiber der Regelzone zuständig, in der der 
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Letztverbrauch stattfindet. In Fällen, in denen die Zuordnung des Stromverbrauchs zu einer Regelzone nicht ein- 
deutig ist oder der Stromverbrauch nicht in einer Regelzone eines deutschen Übertragungsnetzbetreibers erfolgt, 
ist der Übertragungsnetzbetreiber zuständig, zu dem örtlich die engste Verbindung besteht. Falls eine solche ört- 
liche Anknüpfung nicht ersichtlich sein sollte, kann hilfsweise auch auf andere Kriterien für die Ermittlung der 
engsten Verbindung abgestellt werden. Als Beispiel sind etwa Fälle denkbar, in denen Gemeinden oder einzelne 
Letztverbraucher in die Regelzone eines ausländischen Übertragungsnetzbetreibers fallen. Satz 3 ermöglicht es 
den Übertragungsnetzbetreibem, untereinander eine anderweitige örtliche Zuständigkeit zu vereinbaren. Flierfür 
kann in Konstellationen ein Bedürfnis bestehen, in denen der Übertragungsnetzbetreiber, in dessen Regelzone die 
Stromerzeugung stattfindet, ein engeres Verhältnis zum Betreiber der Stromerzeugungsanlage hat als der Über- 
tragungsnetzbetreiber, in dessen Regelzone der Stromverbrauch stattfindet, zum Letztverbraucher. 

Absatz 1 Satz 4 verlängert die Zuständigkeit nach Satz 1 Nummer 3 auch über die Beendigung der Lieferbezie- 
hung hinaus und enthält eine entsprechende Informationspflicht des Anlagenbetreibers über die Beendigung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 stellt eine Abweichung vom Grundsatz des § 61 EEG 2014 dar. Diese Abweichungsmöglichkeit 
ist durch § 91 Nummer 7 EEG 2014 eröffnet. In anderen als den in Absatz 1 genannten Konstellationen erhebt 
der Verteilemetzbetreiber, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist, die EEG-Umlage auf die Eigenversor- 
gung. Wie in Absatz 1 Nummer 1 ist es auch hier unerheblich, ob die Stromerzeugungsanlage mittelbar oder 
unmittelbar an das jeweilige Verteilernetz angeschlossen ist. In anderen Fällen als den in Absatz 1 genannten ist 
der Verteilemetzbetreiber ohnehin mit der Stromerzeugungsanlage befasst, die zur Eigenversorgung oder zum 
sonstigen Letztverbrauch ohne Beliefemng durch ein Elektrizitätsversorgungsuntemehmen Strom erzeugt. Diese 
Befassung ergibt sich schon aus dem Netzanschlussverhältnis, zusätzlich oft auch aufgmnd der Fördemng nach 
dem EEG oder dem Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesefz. Auch für die Anlagenbetreiber bedeutet dies eine Verein- 
fachung, weil sie für die Abwicklung des EEG mit dem Anschlussnetzbetreiber einen einheitlichen Ansprechpart- 
ner haben. Daher ist es naheliegend und für die bessere Administrierbarkeit der Umlagenzahlung nach § 61 Ab- 
satz 1 Satz 1 EEG 2014 sinnvoll, in diesen Fällen dem Verteilemetzbetreiber die Erhebung der EEG-Umlage zu 
übertragen. Damit die EEG-Umlage von den Verteilemetzbetreibem korrekt abgerechnet werden kann, sind die 
Regelungen nach § 61 Absatz 6 und 7 EEG 2014 zur Messung und Berechnung des selbst erzeugten und ver- 
brauchten Stroms auch bei der Erhebung der EEG-Umlage durch die Verteilemetzbetreiber anzuwenden. 

Satz 2 ermöglicht dem Verteilemetzbetreiber nach Satz 1 und dem Übertragungsnetzbetreiber nach Absatz 1, die 
Zuständigkeit für die Erhebung der EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 abweichend von Satz 1 zu regeln. Dies 
kann beispielsweise sinnvoll sein in Konstellationen, in denen ein Eigenversorger auf seinem Grandstück zwei 
Stromerzeugungsanlagen betreibt und eine der Anlagen allein zur Eigenversorgung verwendet, aus der anderen 
Anlage aber auch einen dritten Letztverbraucher beliefert. Hier erscheint es ineffizient, wenn der Betreiber der 
Stromerzeugungsanlagen für die ersfe Anlage die EEG-Umlage nach § 6 1 EEG 20 14 an den Verteilemetzbetreiber 
nach Satz 1 zahlen müsste, für die andere Anlage hingegen nach § 7 Absafz 1 Nummer 3 an den Übertragungs- 
nefzbetreiber. Deshalb können die beteiligten Netzbetreiber nach Satz 2 beispielsweise in einem solchen Fall 
vereinbaren, dass der Betreiber der Stromerzeugungsanlagen die EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 insgesamt 
an den Übertragungsnetzbetreiber zu zahlen hat. Eine Vereinbarung nach Satz 2 ist insbesondere dann nicht volks- 
wirtschaftlich angemessen, wenn sie zum Ziel hat, dem Verteilnetzbetreiber den 5-%-Einbehalt nach § 8 Absatz 1 
Satz 2 zu verschaffen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 Satz 1 ermöglicht es dem jeweiligen Netzbetreiber, monatliche Abschläge auf die EEG-Umlage nach 
§61 EEG 2014 in angemessenem Umfang zu verlangen. 

Satz 2 stellt klar, in welchen Fällen Abschläge insbesondere nicht angemessen sind. Bei Stromerzeugungsanlagen, 
deren installierte Leistung die genannten Grenzen nicht überschreitet, dürfte die jährlich anfallende EEG-Umlage 
nach § 61 EEG 2014 so niedrig aus fallen, dass ein monatlicher Abschlag unverhältnismäßig hohen Aufwand für 
die Beteiligten verursachen würde. Hier ist eine Einmalzahlung am Jahresende aus Gründen der Verwaltungsver- 
einfachung sinnvoll. Neben den aufgezählten Fällen sind Abschläge u. a. auch dann nicht angemessen, wenn die 
Stromerzeugungsanlage zwar eine installierte Leistung über den in Satz 2 Nummer 1 und 2 genannten Schwel- 
lenwerten hat, aber nur auf eine geringe Strommenge die EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 anfällt, z. B. weil 
die Stromerzeugung nur zu einem geringen Anteil zur Eigenversorgung genutzt wird. Von Nummer 2 sind nur 
Stromerzeugungsanlagen betroffen, von deren Strom mehr als 10 Megawattstunden pro Kalenderjahr selbst ver- 
braucht werden. Liegt die selbst verbrauchte Strommenge darunter, besteht nach § 6 1 Absatz 2 Nummer 4 EEG 
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2014 schon kein Anspruch auf Zahlung der EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014. Wenn ein Letztverbraucher, der 
die EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 schuldet, dem Netzbetreiber die umlagerelevante Strommenge nicht mit- 
teilt, insbesondere wenn er entgegen § 61 Absatz 6 EEG 2014 keine geeichte Messeinrichtung installiert hat, kann 
der Netzbetreiber die Strommenge sowohl für die Abschläge nach Absatz 3 als auch für die Jahresabrechnung 
schätzen. 

Zu Absatz 4 

Durch den Verweis in Absatz 4 auf § 60 Absatz 2 Satz 1 EEG 2014 berechtigen Einwände, die gegen die Forde- 
rangen des Netzbetreibers nach den Absätzen 1 bis 3 auf Zahlungen der EEG-Umlage auf Eigenversorgung gel- 
tend gemacht werden, nur dann zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung, soweit die ernsthafte 
Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht. 

Der Verweis in Absatz 4 auf § 60 Absatz 4 EEG 2014 regelt die Zinsen, die Betreiber von Stromerzeugungsanla- 
gen, die ihrer Zahlungspflicht nach den Absätzen 1 bis 3 nicht nachkommen, auf diese Geldschuld an den Netz- 
betreiber nach den Absätzen loder 2 zahlen müssen. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 bildet eine Ausnahme zum Auffechnungsverbot nach § 33 Absatz 1 EEG 2014. Ermächtigungsgrandlage 
ist § 91 Nummer 7 EEG 2014. Erfasst sind hier auf der Passivseite (Hauptforderung) Ansprüche des Anlagenbe- 
treibers nach den §§ 19 oder 52 EEG 2014, also auf Zahlung der finanziellen Förderung nach § 5 Nummer 15 
EEG 2014. Das umfasst insbesondere Ansprüche auf Zahlung der festen Einspeisevergütung und der Marktprä- 
mie. Auf der Aktivseite (Gegenforderung) erfasst sind Ansprüche des Anschlussnetzbetreibers auf Zahlung der 
EEG-Umlage gegen Letztverbraucher nach § 61 EEG 2014. Voraussetzung ist die Personenidentität von Anla- 
genbetreiber und Letztverbraucher, die bei der Eigenversorgung nach EEG 2014 ohnehin besteht. Andernfalls 
wäre schon keine Gegenseitigkeit der Forderungen gegeben. 

ln umsatzsteuerrechtlicher Hinsicht macht es keinen Unterschied, ob der Netzbetreiber von der Auffechnungs- 
möglichkeit nach Absatz 5 Gebrauch macht oder nicht. Das Entgelt für die Stromlieferang (d. h. die Einspeise- 
vergütung) wird durch die Aufrechnung nicht gemindert, sondern es bleibt auch im Fall der Aufrechnung umsatz- 
steuerrechtlich bei der ursprünglichen Bemessungsgrandlage, nämlich der Nettoeinspeisevergütung. Auch wenn 
der Anlagenbetreiber keine Einspeisevergütung, sondern die Marktprämie beansprucht, macht es im Hinblick auf 
die umsatzsteuerrechtliche Qualifizierung der Marktprämie als nicht umsatzsteuerbarer Zuschuss keinen Unter- 
schied, ob der Netzbetreiber aufrechnet oder nicht. 

Die Ausnahme zum Auffechnungsverbot stellt es dem Netzbetreiber frei, ob er auffechnen möchte oder nicht. Er 
muss auch bei bestehenden gegenseitigen Forderungen nicht aufrechnen, sondern kann sie jeweils getrennt ab- 
rechnen und begleichen, wenn er dies bevorzugt. Die Ausnahme vom Aufrechnungsverbot gilt auch für Fälle des 
Absatzes 1 , also für die Konstellationen, in denen der Übertragungsnetzbetreiber die EEG-Umlage nach § 6 1 EEG 
2014 erhebt. Dadurch können auch Übertragungsnetzbetreiber mit ihren Ansprüchen auf Zahlung der EEG-Um- 
lage für die Eigenversorgung gegen Zahlungsansprüche des jeweiligen Anlagenbetreibers aufrechnen. Als An- 
sprüche auf Zahlung der EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 sind auch die Ansprüche auf monatliche Abschlags- 
zahlungen nach Absatz 3 anzusehen. 

Absatz 5 beschränkt nicht das Recht des Anlagenbetreibers, mit seinen Forderungen gegen Forderungen des Netz- 
betreibers aufzurechnen. Bereits § 33 Absatz 1 EEG 2014 enthält ebenfalls keine solche Beschränkung. Absatz 5 
betrifft nur die Aufrechnung von Ansprüchen der Netzbetreiber auf Zahlung der EEG-Umlage nach § 6 1 Absatz 1 
EEG 2014 mit Förderansprüchen von Anlagenbetreibem nach dem EEG 2014, nicht jedoch mit anderen Ansprü- 
chen wie etwa Förderansprüchen nach dem KWK-Gesetz. Förderansprüche nach dem KWK-Gesetz betreffen 
einen vom EEG-System separaten Fördermechanismus. 

Zu § 8 (Weiterleitung der EEG-Umlage an die Übertragungsnetzbetreiber) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt fest, dass der Verteilemetzbetreiber die erhaltenen Umlagezahlungen zu 95 Prozent an den jeweili- 
gen Übertragungsnetzbetreiber weiterleiten muss. Nach Satz 2 kann der Verteilemetzbetreiber 5 Prozent der er- 
haltenen Zahlungen für sich vereinnahmen. Diese Regelung dient der Deckung der zusätzlichen Kosten, die bei 
den Verteilemetzbetreibem für die Erhebung der EEG-Umlage auf Eigenversorgungsstrom entstehen. Anders als 
die Übertragungsnetzbetreiber haben die Verteilemetzbetreiber nicht bereits Inffastraktur für die Umlagenerhe- 
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bung. Bei den Übertragungsnetzbetreibem besteht hingegen schon Infrastruktur für die Erhebung der EEG-Um- 
lage von Elekfrizifäfsversorgungsuntemehmen, so dass eine Erstreckung des fünfprozentigen Einbehalts auch auf 
die Übertragungsnetzbetreiber nicht erforderlich ist. 

Wenn der Verteilemetzbetreiber seinerseits tatsächlich monatliche Abschläge nach § 7 Absatz 3 erhält, kann nach 
Satz 3 auch der Übertragungsnetzbetreiber vom Verteilemetzbetreiber monatliche Abschläge verlangen. 

Der Verteilemetzbetreiber muss nur die tatsächlich erhaltenen Zahlungen auch an den Übertragungsnetzbetreiber 
weiterleiten. Das Ausfallrisiko des Stromverbrauchers und Umlagenschuldners liegt damit nicht beim Verteiler- 
netzbetreiber. 

Zu Absatz 2 

Durch die Regelung in Satz 1 geht dem Verteilemetzbetreiber die Möglichkeit des fünfprozentigen Einbehalts 
nach Absatz 1 Satz 2 nicht verloren, wenn er von seinem Auffechnungsrecht nach § 7 Absatz 5 Gebrauch macht. 
Auch soweit er die EEG-Umlage nicht tatsächlich vereinnahmt, sondern diese Fordemng durch Aufrechnung 
untergeht, behält er seinen Anspmch auf den fünfprozentigen Einbehalt. Der Verteilemetzbetreiber muss also 
stets nur 95 Prozent der EEG-Umlage an den Übertragungsnetzbetreiber weitergeben, unabhängig davon, ob er 
die Umlage (ganz oder teilweise) tatsächlich erhalten hat oder die Fordemng (ganz oder teilweise) durch Auf- 
rechnung untergegangen ist. 

Auch wenn die Fordemng auf Zahlung der EEG-Umlage durch die Aufrechnung in vollem Umfang untergeht, 
wird der Verteilemetzbetreiber durch die Pflicht, 95 Prozent dieser Fordemng an den Übertragungsnetzbetreiber 
zu zahlen, nicht benachteiligt. Denn er erhält aufgmnd der Regelung in Satz 2 in Verbindung mit § 57 Absatz 1 
EEG 2014 vom Übertragungsnetzbetreiber 100 Prozent der finanziellen Fordemng erstattet, die er an den Anla- 
genbetreiber gezahlt hat oder aufgmnd der Aufrechnung nicht gezahlt hat. Durch die Regelung in Satz 2 wird also 
die Kohärenz mit den Regeln über den Ausgleich zwischen Verteilemetzbetreibem und Übertragungsnetzbetrei- 
bem nach § 57 EEG 2014 gewahrt. Denn ansonsten ergäbe sich in Auffechnungsfällen eine Diskrepanz zwischen 
dem Saldo aus finanzieller Fordemng und EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014, den der Verteilemetzbetreiber an 
den Anlagenbetreiber zahlen muss, und dem Saldo, den der Übertragungsnetzbetreiber nach § 57 EEG 2014 an 
den Verteilemetzbetreiber zahlen muss. 

Ob Verteilemetzbetreiber und Übertragungsnetzbetreiber ihrerseits ihre gegenseitigen Fordemngen aufrechnen, 
bleibt ihnen überlassen. 

Zu § 9 (Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten) 

Mit der Erhebung der EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 wird es zur Durchfühmng des EEG-Ausgleichsmecha- 
nismus erforderlich, dass den Netzbetreibem und der Bundesnetzagentur auch Angaben über die Eigenversorgung 
nach § 61 Absatz 1 Satz 1 und 2 EEG 2014 sowie die Fälle nach § 61 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014 zur Verfügung 
gesfellf werden. Aus diesem Gmnd passf § 9 die Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten abweichend von 
den §§ 70 bis 76 EEG 2014 an, indem Eigenversorgungskonstellationen und sonstige Fälle nach § 61 Absatz 1 
Satz 3 EEG 2014 in diese Pflichten einbezogen werden. Flierdurch wird teilweise auch § 61 Absatz 1 Satz 4 EEG 
2014 konkretisiert, wonach die Bestimmungen des EEG 2014 für Elektrizitäfsversorgungsuntemehmen entspre- 
chend auf Letztverbraucher anzuwenden sind, die nach § 61 Absatz 1 Satz 1 bis 3 EEG 2014 zahlungspflichtig 
sind. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 passt den in § 70 EEG 2014 aufgeführten Personenkreis an, indem auch Letztverbraucher im Sinne von 
§ 5 Nummer 24 EEG 2014 erfasst werden, die § 61 Absatz 1 EEG 2014 unterfallen und keine Anlagenbetreiber 
im Sinne von § 5 Nummer 2 EEG 2014 sind. Diese müssen künftig ebenfalls Angaben für den bundesweiten 
Belastungsausgleich zu Verfügung stellen, sofern sie einen umlagepflichtigen Letztverbrauch nach § 61 Absatz 1 
EEG 2014 haben. Denn mit der Umlagebelastung der Eigenversorgung sowie des sonstigen Letztverbrauchs nach 
§ 6 1 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014 gehören auch Angaben über diese Letztverbräuche zu den „erforderlichen Daten“ 
im Sinne des § 70 EEG 2014, der den Gmndsatz der Datenbereitstellung für den Belastungsausgleich enthält. 
Anlagenbetreiber im Sinne von § 5 Nummer 2 EEG 2014 sind bereits in § 70 EEG 20 14 enthalten. Mit Einfühmng 
der EEG-Umlage nach § 6 1 EEG 2014 müssen Anlagenbetreiber zusätzlich zu den bereits bislang zur V erfügung 
gestellten Angaben künftig auch Angaben über ihre Eigenversorgung (und sonstigen Letztbrauch) zur Verfügung 
stellen. Der allgemeine Gmndsatz des § 70 EEG 2014 wird in den §§ 71 ff EEG 2014 konkretisiert, so dass die 
entsprechenden Paragraphen des EEG 2014 durch die Absätze 2 bis 6 ergänzt oder geändert werden. 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 passt die Mitteilungspflicht in § 71 Nummer 1 EEG 2014 an. Für die Endabrechnung des Vorjahres sind 
auch die Angaben über die Eigenversorgung und den sonstigen Letztverbrauch nach § 6 1 Absatz 1 Satz 3 EEG 
2014 erforderlich. Der Anlagenbetreiber hat diese Angaben demjenigen Netzbetreiber zu Verfügung zu stellen, 
der nach § 7 für die Erhebung der EEG-Umlage nach § 6 1 EEG 2014 zuständig ist. Zu den erforderlichen Angaben 
gehören insbesondere die Strommenge, die für die Eigenversorgung oder den sonstigen Letztverbrauch verbraucht 
wurde, und die erforderlichen Angaben, aus denen der Netzbetreiber ersehen kann, zu welchem Prozentsatz die 
EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 zu entrichten ist, ob es sich also um privilegierte Eigenversorgung nach § 61 
Absatz 1 Satz 1 EEG 2014, um nicht privilegierte Eigenversorgung nach § 61 Absatz 1 Satz 2 EEG 2014 oder um 
sonstigen Letztverbrauch nach § 6 1 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014 handelt. Die Meldepflicht für Eigenversorger nach 
§61 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 EEG 2014 umfasst die Angabe, ob sie überhaupt Eigenversorgung betreiben. Denn 
diese Meldung ist im Umkehrschluss zu § 61 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 EEG 2014 Voraussetzung dafür, dass 
der betreffende Eigenversorger nicht mit der EEG-Umlage belastet wird. Wenn diese Meldung jedoch erfolgt, 
müssen die zur Eigenversorgung verbrauchten Strommengen selbst nicht gemeldet werden, da auf sie dann ohne- 
hin keine EEG-Umlage anfallt. 

Frist für diese Mitteilung ist der 28. Februar eines Jahres. Dies entspricht der Frist nach § 71 Nummer 1 EEG 
2014 und weicht von § 74 Satz 3 erster Halbsatz i. V. m. Satz 1 EEG 2014 ab, wonach für die Vorlage der 
Endabrechnung durch Eigenversorger der 31. Mai eines Jahres vorgesehen ist. Soweit der Netzbetreiber nach § 7 
ein Verteilemetzbetreiber ist, entfallt für den Eigenversorger auch die Mitteilungspflicht an den Übertragungs- 
netzbetreiber nach § 74 Satz 3 erster Flalbsatz i. V. m. Satz 1 EEG 2014 und wird durch die Mitteilungspflicht an 
den Verteilemetzbetreiber ersetzt. Diese Anpassungen von § 74 Satz 3 erster Flalbsatz EEG 2014 sind von der 
Verordnungsermächtigung in § 91 Nummer 7 zweiter Flalbsatz Buchstabe b EEG 2014 gedeckt. Die Ausnahmen 
nach § 74 Satz 3 zweiter Flalbsatz EEG 2014 gelten weiterhin, so dass in diesen Fällen keine Meldepflicht besteht. 

Mit dem 28. Febmar eines Jahres haben damit Anlagenbetreiber eine einheitliche Frist für die Meldung sowohl 
der Angaben, die für ihren EEG-Förderanspmch erforderlich sind, als auch der Angaben, die für die Ermittlung 
der EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 erforderlich sind. Für Betreiber von Stromerzeugungsanlagen, die sich in 
geschlossenen Verteilernetzen oder ähnlichen Konstellationen befinden, gilt die Mitteilungspflicht gegenüber 
dem Betreiber des vorgelagerten Netzes der allgemeinen Versorgung, an das das geschlossene Verteilernetz an- 
grenzt. Das ergibt sich aus § 7 Absatz 1 und 2, wonach — wie in der Begründung zu diesen Absätzen ausgeführt 
- der mittelbare Anschluss der Stromerzeugungsanlage an das jeweilige Netz der allgemeinen Versorgung aus- 
reicht. 

Aus Absatz 2 ergibt sich weiterhin, dass eine Pflicht zur Mitteilung der Angaben nur für die Betreiber von Strom- 
erzeugungsanlagen besteht, deren Eigenversorgung umlagebelastet ist. Denn nur von diesen Betreibern kann der 
Netzbetreiber nach § 7 die EEG-Umlage verlangen. Dies entspricht auch der Ausnahme von der Mitteilungs- 
pflicht, die in § 74 Satz 3 zweiter Flalbsatz EEG 2014 geregelt ist. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 führt die Angaben auf, die nach § 72 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e EEG 2014 für den bundesweiten 
Ausgleich erforderlich sind. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 anzugeben ist die Strommenge, die nach § 61 Absatz 1 EEG 2014 umlagebelastet ist und vom 
Verteilemetzbetreiber nach § 7 Absatz 2 erhoben wird. Denn § 72 EEG 2014 bezieht sich nur auf Verteilemetz- 
betreiber. Nicht erfasst sind hier insbesondere Strommengen nach § 61 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014, da die EEG- 
Umlage für diese Konstellationen nach § 7 Absatz 1 Nummer 4 von den Übertragungsnetzbetreibem erhoben 
wird. 

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 erster Flalbsatz ist die Flöhe der nach § 7 Absatz 2 und 3 erhaltenen Zahlungen anzugeben. Neben 
diesen tatsächlich erhaltenen Zahlungen sind nach Nummer 2 zweiter Flalbsatz auch Fordemngen auf Zahlung 
der EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 anzugeben, die im Wege der Aufrechnung nach § 7 Absatz 5 erloschen 
sind. 
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Zu Absatz 4 

Absatz 4 passt die Regelung nach § 72 Absatz 1 Nummer 2 EEG 2014 über die Endabrechnung für das Voijahr, 
die der Verteilemetzbetreiber dem Übertragungsnetzbetreiber vorlegen muss, an. Auch hier sind die Angaben zur 
Eigenversorgung und zum sonstigem Letztverbrauch nach § 61 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014 einzubeziehen. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 müssen die Endabrechnungen die in Absatz 3 genannten Angaben enthalten. Mit „Anlagen“ sind 
Anlagen nach § 5 Nummer 1 EEG 2014 gemeint. 

Zu Nummer 2 

Die entsprechende Anwendung von § 72 Absatz 1 Nummer 2 erster Halbsatz EEG 2014 auch für die Eigenver- 
sorgung oder sonstigen Letztverbrauch von Strom aus anderen Stromerzeugungsanlagen bedeutet, dass der Netz- 
betreiber auch für diese Fälle eine Endabrechnung sowohl für jede einzelne Stromerzeugungsanlage als auch 
zusammengefasst vorlegen muss. 

Zu Nummer 3 

NachNummer3 ist§ 72 Absatz 1 Nummer2 letzter Halbsatz EEG 2014 auch für Endabrechnungen nach Nummer 
2 anzuwenden, d. h. auch bei Endabrechnungen für die Eigenversorgung und sonstigen Letztverbrauch aus ande- 
ren Stromerzeugungsanlagen sind spätere Änderungen der Ansätze dem Übertragungsnetzbetreiber unverzüglich 
mitzuteilen und bei der nächsten Abrechnung zu berücksichtigen. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 Satz 1 stellt klar, dass § 72 EEG 20 14 in seiner durch § 9 Absatz 3 und 4 dieser Verordnung modifizierten 
Form sowohl für die Abrechnungs- und Veröffentlichungspflichten der Übertragungsnetzbetreiber nach § 73 Ab- 
satz 1 EEG 2014 als auch für die Testierungsvorschriften nach § 75 EEG 2014 entsprechend anzuwenden ist. Bei 
der entsprechenden Anwendung von Absatz 3 ist unter anderem auch zu berücksichtigen, dass bei Erhebung der 
EEG -Umlage nach § 61 Absatz 1 EEG 2014 durch Übertragungsnetzbetreiber auch Strommengen nach § 61 Ab- 
satz 1 Satz 3 EEG 2014 erfasst sind. 

Zwar bezieht sich § 75 Satz 1 EEG 2014nur auf § 72 Absatz 1 Nummer 2 EEG 2014, sodass insoweit nur Absatz 3 
entsprechend anzuwenden ist. § 75 Satz 2 EEG 2014 bezieht sich jedoch auch auf § 73 EEG 2014, der wiederum 
auf den gesamten § 72 verweist. Indem auch Absatz 4 auf § 75 EEG 2012 entsprechend anwendbar ist, wird 
klargestellt, dass § 73 EEG 2014 auch bei der Testierung von entsprechenden Endabrechnungen in der Form 
anzuwenden ist, wie sie sich durch die Modifizierang nach den Absätzen 3 und 4 ergibt. 

Nach Satz 2 ist Absatz 3 auf § 73 Absatz 1 EEG 2014 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Höhe der nach § 7 
Absatz 1 und 3 vom Übertragungsnetzbetreiber erhaltenen Zahlungen maßgeblich ist. Denn § 73 Absatz 1 EEG 
2014 betrifft die Mitteilungspflichten der Übertragungsnetzbetreiber. Zwar erklärt schon Satz 1 die Regelungen 
des Absatzes 3 auf § 73 Absatz 1 EEG 2014 für entsprechend anwendbar. Absatz 3 nennt aber nur die Höhe der 
nach § 7 Absatz 2 und 3 erhaltenen Zahlungen, also nur der Zahlungen, die die Verteilemetzbetreiber erhalten. 
Satz 3 passt die Mitteilungspflichten der Übertragungsnetzbetreiber in § 73 EEG 2014 dahingehend an, dass sie 
auf Anfrage dem Verteilemetzbetreiber, der nach § 7 Absatz 2 für die Erhebung der EEG-Umlage nach § 61 EEG 
2014 zuständig ist, die ihnen vorliegenden Angaben nach § 61 Absatz 5 Nummer 1 und 2 EEG 2014 für die 
jeweilige Stromerzeugungsanlage übermitteln müssen. Da sich das Recht zum automatischen Datenabgleich nach 
§ 61 Absatz 5 Satz 2 EEG 2014 und die Datenschutzpflichten nach § 61 Absatz 5 Satz 3 und 4 EEG 2014 direkt 
nur auf Übertragungsnetzbetreiber beziehen, ordnet Satz 4 die entsprechende Anwendbarkeit auf den Netzbetrei- 
ber an, der nach Satz 3 auskunftsberechtigt ist. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 stellt klar, dass bei der Anwendung von § 76 EEG 2014 die §§ 71 ff. EEG 2014, auf die § 76 EEG 2014 
Bezug nimmt, jeweils in der Form anzuwenden sind, wie sie sich durch die Ergänzungen und Ändemngen nach 
den Absätzen 2 bis 4 ergeben. 

Zu § 10 (Verordnungsermächtigung) 

§ 10 enthält die Ermächtigung, die dort aufgeführten Punkte in der AusglMechAV zu regeln. Im Vergleich zur 
bisherigen Fassung der AusglMechV wurde die neue Nummer 5 ergänzt, die insoweit die Verordnungsermächti- 
gung nach § 91 Nummer 2 EEG 2014 aufnimmt und in Bezug auf Buchstabe b auch präzisiert. Nummer 6 ent- 
spricht der bisherigen Nummer 5 und wurde sprachlich angepasst. 
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Zu § 11 (Übergangsbestimmungen) 

Zu Absatz 1 

Da die Regelungen in den §§ 7 ff. dieser Verordnung erst mit Inkrafttreten dieser Verordnung wirksam werden 
und die Übertragungsnetzbetreiber bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung die EEG -Umlage nach § 61 EEG 
2014 bislang nicht einziehen, wäre es unbillig, wenn diese Forderangen trotz faktisch fehlender Zahlungsmög- 
lichkeit bereits fällig würden. Diese Forderungen für den Zeitraum vom 1. August 2014 bis zum 31. Mai 2015 
werden daher nach Absatz 1 nicht vor dem 1. Juli 2015 fällig. So bleibt den Netzbetreibem Zeit, ein System für 
die Erhebung der EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 einzurichten, und für die Betreiber der Stromerzeugungsan- 
lagen, die EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 zahlen müssen, fallen keine Fälligkeitszinsen auf Forderungen an, 
die sie faktisch mangels empfangsbereiten Gläubigers nicht begleichen können. Ab dem 1. Juni 2015 folgt die 
Fälligkeit dann den regulären Vorschriften dieser Verordnung, insbesondere nach § 7 Absatz 3. 

Zu Absatz 2 

Da diese Verordnung nicht vor Anfang 2015 in Kraft treten kann, würde ein Festhalten an den Fristen nach den 
§§ 70 ff EEG 2014 in der durch § 9 dieser Verordnung modifizierten Form für die beteiligten Akteure zu kurze 
Fristen für die Erfüllung ihrer entsprechenden Datenübermittlungs-, Abrechnungs- und Veröffentlichungspflich- 
ten bedeuten. Einmalig verlängert Absatz 2 die entsprechenden Fristen daher, um den Akteuren ausreichend Zeit 
zur Erfüllung ihrer Pflichten zu geben. 

Nach Nummer 1 müssen die Betreiber von Stromerzeugungsanlagen ihrem Netzbetreiber nach § 7 die notwen- 
digen Daten für die Endabrechnung der EEG-Umlage nach § 61 Absatz 1 für das Jahr 2014 erst bis zum 28. 
Februar 2016 vorlegen. 

Nach Nummer 2 muss die Endabrechnung der Verteilemetzbetreiber für die EEG-Umlage nach § 61 Absatz 1 
EEG 2014 für das Jahr 2014 erst bis zum 31. Mai 2016 vorgelegt werden. Sie kann dann als Nachtragstestierang 
nach § 62 EEG 2014 zusammen mit der regulären Endabrechnung für das Jahr 2015 erfolgen. Dies vermeidet 
insbesondere unnötige Doppeltestierangen und gibt den Verteilemetzbetreibem ausreichend Zeit für die Einrich- 
tung der erforderlichen Prozesse. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 sorgt für Fälle vor, in denen der Betreiber einer Stromerzeugungsanlage vor dem 1. Juli 2015 — dem 
Stichtag nach Absatz 1 für den Aufschub der Fälligkeit — die EEG-Umlage nach § 61 EEG 2014 an die Übertra- 
gungsnetzbetreiber geleistet hat. ln solchen Fällen gilt die Zahlung als an den nach § 7 empfangszuständigen 
Netzbetreiber geleistet. Dadurch kann insoweit auch dann Erfüllung eintreten, wetm der nach § 7 zuständige 
Netzbetreiber ein Verteilemetzbetreiber ist. Da jedoch in diesem Fall die Zahlung nach Satz 1 tatsächlich an den 
Übertragungsnetzbetreiber geleistet wurde, hat der nach § 7 nunmehr zuständige Verteilemetzbetreiber keinen 
Aufwand für die Umlageerhebung gehabt. Nach Satz 2 steht ihm deshalb in diesen Fällen auch nicht der fünfpro- 
zentige Einbehalt nach § 8 zu und er muss die — von ihm nur fiktiv erhaltene - Zahlung auch nicht an die Üher- 
tragungsnetzbetreiber weiterleiten. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Ausgleiehsmeehanismus-Ausführungsverordnung) 

Mit Artikel 2 wird die AusglMechAV angepasst. Es handelt sich zunächst um Streichungen aufgrund der Verla- 
gerung von Regelungsinhalten aus § 3 Absatz 2 und 4, § 4 Absatz 2 und § 6 Absatz la und 4 der AusglMechAV 
in die AusglMechV. Zudem wird der Regelungsinhalt des bisherigen § 7 AusglMechV in die §§ 3 und 4 
AusglMechAV verlagert. Teile des bisherigen Regelungsinhalts von § 7 AusglMechV werden aus rechtsetzungs- 
technischen Gründen nicht durch diese Artikelverordnung, sondern in der parallel laufenden eigenständigen No- 
vellierung der AusglMechAV vorgenommen. 

Die Regelungen in § 3 Absatz 3 AusglMechAV sind neu. Nach Satz 1 müssen die Übertragungsnetzbetreiber die 
einzelnen Einnahme- und Ausgabepositionen nach Absatz 1 künftig in einem zusätzlichen Dokument detaillierter 
erläutern. Dabei soll nicht die konkrete Flöhe der einzelnen Positionen zu einem bestimmten Zeitpunkt erläutert 
werden, sondern dargestellt werden, was hinter der jeweiligen Position inhaltlich steckt. Zum Beispiel könnte 
erläutert werden, welche Einnahmen nach § 3 Absatz 3 Nummer 1 AusglMechV unter „Einnahmen aus der Ver- 
marktung nach § 2“ fallen, wie diese Einnahmen entstehen, wann sie auf dem EEG-Konto verbucht werden etc. 
Damit wird sachkundigen Marktteilnehmern und einer interessierten Öffentlichkeit die Interpretation des EEG- 
Kontos erleichtert. 

Nach dem neuen § 3 Absatz 3 Satz 2 AusglMechAV müssen die Übertragungsnetzbetreiber auf etwaige Sonder- 
effekte hinweisen, die in den Vormonaten aufgetreten sein können und diese Effekte erläutern, sofern sie die 
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Einnahme- oder Ausgabepositionen signifikant beeinflussen oder einzelne Positionen gegenüber den Vormonaten 
deutlich voneinander abweichen. Hier kommen insbesondere saisonale, witterungsbedingte oder buchhalterische 
Sondereffekte infrage. Beispiele für derartige Sonderfalle wären etwa überdurchschnittlich hohe Auszahlungen 
für Vergütungen und Marktprämien infolge lang anhaltenden und deutschlandweiten Sotmenscheins (oder einer 
lang anhaltenden Starkwindffont im Herbst). Dies konnte z. B. im Juli 2013 beobachtet werden, als Ausgaben 
von fast 2,7 Milliarden Euro lediglich Einnahmen von rd. 1,8 Milliarden gegenüberstanden. Ein buchhalterischer 
Sondereffekt wurde beispielsweise im August 2014 beobachtet. Hier lag die Summe der Ausgaben mit rd. 1,4 
Milliarden Euro etwa 1 Milliarde Euro unter den Werten des Vor- und des folgenden Monats, obwohl die Witte- 
rangsverhältnisse ähnlich waren. Grand hierfür war ein Einmaleffekt bei den Ühertragungsnetzbetreibem, da mit 
der EEG-Novelle 2014 Klarstellungen zu den Zeitpunkten der Zahlung der Einspeisevergütungen und der Wei- 
terverrechnung an den Übertragungsnetzbetreiber vorgenommen wurden. Aufgrund dessen wurden die Zahlungen 
einmalig verschoben. Aus den Darstellungen und Erklärungen der Übertragungsnetzbetreiber dürfen keine Rück- 
schlüsse auf Untemehmensinformationen seitens der Übertragungsnetzbetreiber oder Verteilemetzbetreiber mög- 
lich sein. Die Erläuterungen müssen innerhalb eines angemessenen Zeitraums auf der gemeinsamen Intemetseite 
der Übertragungsnetzbetreiber veröffentlicht werden. Die Zehntagesfrist des neuen § 3 Absatz 2 Satz 1 
AusglMechAV gilt nicht für diese Erläuterangspflicht bei Sondereffekten. 

Die weiteren Änderungen sind redaktionelle Folgeänderangen. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Anlagenregisterverordnung) 

Zu Nummer 1 

§ 3 Absatz 2 Nummer 7 wird angepasst, um Fälle der Eigenversorgung sowie Drittbelieferangen besser zu erfas- 
sen. Bislang müssen Anlagenbetreiber bei der Registrierung ihrer Anlage nicht näher spezifizieren, ob sie den in 
der Anlage erzeugten Strom im Rahmen der Eigenversorgung nach § 5 Nummer 12 EEG 2014 ganz oder teilweise 
selbst verbrauchen oder ob sie ihn an Letztverbraucher liefern. 

Nach der Neuregelung zur Eigenversorgung in § 61 EEG 2014 wird die Eigenversorgung aus Anlagen zur Strom- 
erzeugung aus emeuerbaren Energien mit einer reduzierten EEG-Umlage belegt. Sämtliche Fälle der Belieferung 
von Letztverbrauchem, auch die sog. Nachbarschaftsbelieferang in unmittelbarem räumlichem Zusammenhang, 
hingegen führen zur vollen Umlagepflicht. Häufig ist Anlagenbetreibem jedoch nicht bewusst, dass sie mit Auf- 
nahme etwa einer Nachbarschaftsbelieferang Energieversorgungsuntemehmen im Sinne des § 5 Nummer 13 EEG 
2014 mit einer entsprechenden vollen Umlagepflicht werden. 

Um Netzbetreibem die korrekte Abrechnung der EEG-Umlage in solchen Fällen zu ermöglichen und so die Ab- 
wicklung des Ausgleichsmechanismus einschließlich dessen Überwachung durch die Bundesnetzagentur zu ver- 
bessern, muss bei der Anlagenregistrierang daher künftig angegeben werden, ob der Strom der Anlage (ganz oder 
teilweise) zur Eigenversorgung oder zur Belieferung von Letztverbrauchem genutzt werden soll. Grundsätzlich 
können auch beide Fälle kumulativ vorliegen. Buchstabe a entspricht der Definition der Eigenversorgung in § 5 
Nummer 12 EEG 2014. Die Lieferung an Letztverbraucher nach Buchstabe b betrifft regelmäßig Fälle der Di- 
rektvermarktung des Anlagenbetreibers an Letztverbraucher sowie Nachbarschaftsbelieferangen, d. h. die Veräu- 
ßerung des Stroms an Letztverbraucher in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage ohne Durchleitung durch 
das Netz (vgl. § 5 Nummer 9 a. E. und § 39 Absatz 2 Satz 1 EEG 2014). 

Zu Nummer 2 

§ 9 Absatz 2 Nummer 1 wird als Folgeänderang angepasst, da der Regelungsinhalt des bisherigen § 7 Absatz 2 in 
§ 4 Absatz 1 der AusglMechAV verschoben wird. Zugleich ist die Bundesnetzagentur aber weiterhin befugt, die 
Angaben, die sie auf Basis des bisherigen § 7 Absatz 2 AusglMechV erhalten hat, zu speichern und zweckändemd 
zu nutzen. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Nach Satz 1 tritt diese Verordnung am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die AusglMechV in 
ihrer bisherigen Fassung außer Kraft. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gern. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz: 

Verordnung zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausglelchsmechanlsmus 
nach dem Erneuerbare-Energlen-Gesetz und Änderungen anderer Verordnungen 
(NKR-Nr. 3127) 


Der Nationale Normenkontrollrat hat das oben genannte Regelungsvorhaben geprüft. 


Zusammenfassung 


Bürger 

Keine Auswirkungen 

Wirtschaft 

Erfüllungsaufwand 

Nicht bezifferte Reduzierung des Aufwands für Übertra- 
gungsnetzbetreiber und nicht bezifferte Mehrbelastun- 
gen für Verteilernetzbetreibern. 


Sonstige Kosten 

Der Mehraufwand der Verteilernetzbetreiber wird pau- 
schal dadurch abgegolten, dass sie 5 Prozent der ein- 
getriebenen EEG-Umlage für sich vereinnahmen kön- 
nen. Den Umfang dieses Einbehalts prognostiziert das 
Ressort für das Jahr 2015 auf insgesamt rund 
288.000 Euro. 

Verwaltung 

Erfüllungsaufwand 

Keine Auswirkungen 

Die Ausführungen zum Regelungsvorhaben enthalten keine hinreichenden Angaben zum 
konkret erwarteten Mehraufwand der zuständigen Netzbetreiber. Offen bleibt damit, in wel- 
cher Relation der tatsächliche Mehraufwand für Verteilernetzbetreiber zur pauschalen Abgel- 
tung von 5 Prozent liegt. Diese Transparenzlücke spiegelt sich folglich auch in den Stellung- 
nahmen von Verbänden wider, die je nach Interessenlage den pauschalen Abgeltungssatz 
entweder für zu hoch oder zu niedrig halten. Der Nationale Normenkontrollrat hält es daher 
auch vor diesem Hintergrund für erforderlich, mehr Klarheit über die mit dem Vorhaben ein- 
hergehenden Wirkungen - insbesondere auf den Erfüllungsaufwand - zu schaffen. Das Res- 
sort hat daher dem NKR gegenüber zugesagt, mit Unterstützung des Statistischen Bundes- 
amts die Daten über Aufwand der Verteilernetzbetreiber nachträglich zu erheben. Das Res- 
sort geht davon aus, dass es belastbare Daten zum Aufwand nicht vor 2016 geben wird. Die 
Ergebnisse der Nacherhebung werden im dann nächsterreichbaren EEG-Monitoringbericht 
aufgenommen. 


Im Einzelnen 

Der Nationale Normenkontrollrat hat insbesondere den gesetzlichen Auftrag zu prüfen, ob in 
den Ausführungen zu einem Regelungsentwurf der Bundesregierung die erwarteten Kosten- 
folgen methodengerecht und nachvollziehbar dargestellt wurden. 

Wesentlicher Regelungsinhalt 

Das Regelungsvorhaben dient im Wesentlichen der Anpassung der Ausgleichsmechanismus- 
verordnung aufgrund der mit der EEG-Novelle (EEG 2014) eingeführten EEG-Umlagepflicht 
auf die Eigenversorgung. 

So können Übertragungsnetzbetreiber nach § 61 Abs. 1 EEG 2014 von Letztverbrauchern für 
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die Eigenversorgung 30 Prozent der EEG-Umlage für Strom verlangen, der nach dem 
31. Juli 2014 und vor dem 1. Januar 2016 verbraucht wird. Bis zum 1. Januar 2017 erhöht 
sich dieser Anteii schrittweise auf 40 Prozent. Die EEG-Novelle sieht zudem eine Reihe von 
Ausnahmen von der Umlagepflicht vor. So gilt die Umlagepflicht grundsätzlich nicht für Be- 
standsanlagen. Zudem gilt eine Bagateligrenze von 10 kW installierter Leistung. 

Nach der Konzeption des EEG 2014 sind die Übertragungsnetzbetreiberfürdie Erhebung der 
EEG-Umlage zuständig. Das EEG 2014 enthäit jedoch eine Verordnungsermächtigung, die 
Zuständigkeit auf die Anschluss- bzw. Verteilernetzbetreiber zu übertragen. Mit dem vorlie- 
genden Regeiungsvorhaben macht das BMWi von dieser Verordnungsermächtigung Ge- 
brauch. Das BMWi bezweckt damit eine Verfahrensvereinfachung für die Übertragungsnetz- 
betreiber und Anlagenbetreiber. So liegen - anders ais bei den Übertragungsnetzbetreibern 
- bei den Verteilnetzbetreibern bereits vieie erforderliche Daten aufgrund des Anschlussver- 
häitnisses zur Erhebung der Umlage vor. 

Neben dieser Verfahrensanpassung zur Erhebung der EEG-Umiage sieht die vorliegende 
Verordnung eine Reihe von Änderungen bei bestehenden Transparenz- und Mitteilungspflich- 
ten vor. Übertragungsnetzbetreiber werden verpflichtet, weitere Angaben bei der jährlichen 
Festsetzung der EEG-Umlage zu veröffentlichen. Zudem werden die T ransparenzvorschriften 
inhaltiich und zeitiich gebündeit. So werden die Veröffentiichungsfristen von EEG-Umlage und 
EEG-Mittelfristprognose auf den 15. Oktober eines Jahres zusammengeführt. Zudem entfällt 
die bisherige Pflicht zur Prognose einer Bandbreite der voraussichtiichen EEG-Umiage für 
das jeweils übernächste Kalenderjahr. 

Kostenfolgen (Erfüllungsaufwand und Sonstige Kosten) 

Der Nationaie Normenkontrollrat hat die Ausführungen zu den Kostenfoigen des Regeiungs- 
vorhabens geprüft. Dabei ist zunächst anzumerken, dass die Angaben zum erwarteten Erfül- 
lungsaufwand erst am 27. November 2014 zur Verfügung gestellt wurden. Die Kabinettbefas- 
sung ist für den 3. Dezember 2014 vorgesehen. Durch die daraus resuitierende äußerst kurze 
Steiiungnahme-Frist, konnte der Normenkontrolirat sein Prüfmandat nur eingeschränkt wahr- 
nehmen. 

Das Regeiungsvorhaben hat im Wesentiichen Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand 
durch die vorgesehene grundsätzliche Übertragung der Zuständigkeit zur Erhebung der EEG- 
Umlage für eigenverbrauchten Strom auf die Verteiiernetzbetreiber. Diese führt einerseits zu 
einer Reduzierung des Aufwands für Übertragungsnetzbetreiber und andererseits zu Mehr- 
beiastungen bei den Verteiiernetzbetreibern. 

In seinen Ausführungen zum Regeiungsvorhaben geht das Ressort davon aus, dass die Kos- 
ten der Verteiiernetzbetreiber iedigiich von den Übertragungsnetzbetreibern auf die Verteiier- 
netzbetreiber verlagert werden. Dadurch entstehe in der Gesamtbetrachtung kein Mehrauf- 
wand. Vieimehr rechne das Ressort mit einer Reduzierung der Gesamtkosten, da die Erhe- 
bung der EEG-Umlage durch die Verteiiernetzbetreiber aufgrund ihrer Nähe zu den Anlage- 
betreibern im Ergebnis kosteneffizienter erfoigen könne. Zusätzliche Kosten - gegenüber der 
bisherigen EEG 2014-Regeiung - erwartet das Ressort aufgrund der erforderlichen Weiter- 
ieitung der EEG-Umiage von den Verteilernetzbetreibern an die Übertragungsnetzbetreiber. 
Der NKR stelit hierzu fest, dass bereits die Ausführungen zur EEG-Noveile keine Abschät- 
zung zum Erhebungsaufwand durch die Übertragungsnetzbetreiber enthielten. Dargestellt 
wurde lediglich der erwartete Aufwand für Anlagebetreiber von rund 2 Mio. Euro (bezogen auf 
den Zubau eines Jahres). 

Auch die nun vorliegende Verordnung enthäit keine hinreichenden Angaben zum konkret er- 
warteten Mehraufwand der zuständigen Netzbetreiber. Vielmehr sieht die Verordnung vor, die 
Mehrbelastungen der Verteiiernetzbetreiber abzugelten, indem sie pauschal 5 Prozent der 
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erhobenen EEG-Umlage für sich vereinnahmen können. Den Umfang des Einbehaits prog- 
nostiziert das Ressort für das Jahr 2015 auf insgesamt rund 288.000 Euro, im Durchschnitt 
entfalien danach auf jeden Verteiiernetzbetreiber rund 326 Euro (bei 883 potenziellen Vertei- 
lernetzbetreibern). Bei dieser Prognose geht das Ressort von EEG-Umlageeinnahmen auf 
eigenverbrauchten Strom durch Verteiiernetzbetreiber von rund 5,76 Mio. Euro aus. 

Offen bleibt damit, in welcher Relation der tatsächliche Mehraufwand für Verteiiernetzbetrei- 
ber (einmaliger Umstellungsaufwand und jährlicher Erfüllungsaufwand) zur pauschalen Ab- 
geltung von 5 Prozent liegt. Diese Transparenzlücke spiegelt sich folglich auch in den Stel- 
lungnahmen von Verbänden wider, die je nach interessenlage den pauschalen Abgeltungs- 
satz entweder für zu hoch oder zu niedrig haiten. 

Der Nationale Normenkontrollrat hält es daher auch vor diesem Hintergrund für erforderlich, 
mehr Kiarheit über die mit dem Vorhaben einhergehenden Wirkungen - insbesondere auf 
den Erfüllungsaufwand - zu schaffen. Das Ressort hat daher dem NKR gegenüber zugesagt, 
mit Unterstützung des Statistischen Bundesamts die Daten über Aufwand der Verteiiernetz- 
betreiber nachträglich zu erheben. Das Ressort geht davon aus, dass es belastbare Daten 
zum Aufwand nicht vor 2016 geben wird. Die Ergebnisse der Nacherhebung werden im dann 
nächsterreichbaren EEG-Monitoringbericht aufgenommen. 

Mit Blick auf die o. g. Änderungen der Transparenzvorschriften hat das Ressort nachvollzieh- 
bar dargestellt, dass diese sowohl geringfügige entiastende und ais auch beiastende Auswir- 
kungen auf die Bürokratiekosten haben. 
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